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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/130: Pfingsten (SB)




Wochendruckausgabe 130 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
27.04.2019

Pfingsten

Rebellion des Schweigens








qqq.jpg Dauerfoto (Editorial der Wochendruckausgabe) - hell !!

BU

Foto: © 2013 by Schattenblick

BUBL
Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick



Es begab sich aber, daß das Wetter zu Beginn des Jahres und zum
Aufbruch des Monats Mai eines schönen Abends sein langes, von der
Sonne gespeistes Licht über den Rand des späten Nachmittags warf bis
weit an den Anfang der tiefen Dämmerung der Nacht und weit länger als
die Tage und Stunden zuvor ihr Ende fanden.

Da trafen zwischen Hügeln und grünen Wiesen viele Menschen zusammen,
um gemeinsam den Aufstieg des Mondes und den Anbruch der Nacht zu
erleben.

Als dann die Dämmerung von der Dunkelheit langsam in die Tiefe der
Nacht gezogen wurde, fanden sie sich am Ende zusammengedrängt und
schweigend in nächster Nachbarschaft zueinander wieder und verließen
fast zur selben Zeit beim ersten Sternenglitzern den Platz ihres
Zusammentreffens in unterschiedliche Richtungen.

Hinfort erkannten diese Menschen, wann immer sie im alltäglichen
Gewühl aufeinandertrafen, den jeweils anderen am schalen Abglanz jenes
denkwürdigen Abends und des schweigenden Reichtums unausgesprochener
Worte wieder. (*)

Ihre Schattenblick-Redaktion


(*) siehe Die Bibel, "Das Pfingstwunder", Die Apostelgeschichte
des Lukas 2, 1-13

26. April 2019
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/212: Strafrecht gegen Bürgersinn - Uranzug-Blockade, eine Notwehr ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

SOFA (Sofortiger Atomaustieg) Münster

IPPNW (Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkrieges - Ärzte in
sozialer Verantwortung)

Gronau/Schüttorf/Münster/Berlin, 29. April 2019

Anklageschrift wegen Uranzug-Blockade 2017 bei Gronau

- Amtsgericht Steinfurt: Fünf AtomkraftgegnerInnen betroffen

- Anti-Atomkraft-Initiativen fordern Verfahrenseinstellung



Das Amtsgericht Steinfurt hat jetzt fünf AtomkraftgegnerInnen eine
Anklageschrift zugestellt. Dabei wird ihnen in Zusammenhang mit der
Blockade eines Uranzugs zur Urananreicherungsanlage Gronau im Oktober
2017 eine "Störung öffentlicher Betriebe" sowie "Sachbeschädigung"
vorgeworfen. Damals hatte der Uranzug wegen zweier Ankettaktionen rund
17 Stunden zwischen Burgsteinfurt und Gronau stillgestanden.
Anti-Atomkraft-Initiativen aus dem Münsterland fordern die Einstellung
der Verfahren.

In den vergangenen Jahren kam es immer wieder zu Protestaktionen gegen
die Uranzüge von und zur Urananreicherungsanlage Gronau, darunter auch
mehrere Abseil- und Ankettaktionen. Im vorliegenden Fall hatten sich die
AtomkraftgegnerInnen an Betonblöcke gekettet.

Die Urananreicherungsanlage Gronau ist für die Belieferung von ca. 10%
des Weltmarktes mit angereichertem Uran zuständig, u. a. aktuell für die
Rissereaktoren in Belgien und die maroden Alt-Reaktoren nahe der
Kampfzone in der Ukraine, bis 2011 auch für den Fukushima-Betreiber
Tepco. Die Bundesregierung hat die Urananreicherungsanlage jedoch vom
Atomausstieg ausgenommen, sodass ein Weiterbetrieb der Atomanlage über
das Jahr 2022 hinaus zu befürchten ist.

"Im Schnitt alle zwei Wochen fährt ein völlig ungesicherter Uranzug von
und zur Urananreicherungsanlage, ohne dass die Öffentlichkeit jemals
informiert würde. Selbst die örtlichen Feuerwehren sind im Regelfall
nicht informiert. Die Bundesregierung möchte den atomaren Alltag im
westlichen Münsterland so weit wie möglich verschleiern. Die
AktivistInnen haben mit ihrer Aktion diese gefährlichen Atomtransporte
öffentlich sichtbar gemacht. Sie haben auch verdeutlicht, dass es in
Gronau gar keinen Atomausstieg gibt, wenn die zivil und militärisch
brisante Urananreicherung einfach weiterlaufen soll. Eigentlich sollte
die Bevölkerung von der Bundes- und Landesregierung vor den Gefahren der
Atomenergie geschützt werden. Das passiert aber nicht. Wir fordern
deshalb die Einstellung der Verfahren," so Matthias Eickhoff vom
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 29.04.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/592: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen, mitgehangen ... (Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V.)


Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V. - Pressemitteilung vom 2. Mai
2019

Tagebaukritiker fürchten Einschüchterung vor Kommunalwahl in der
Lausitz

Tätlicher Angriff auf Gemeinderatskandidat in Neustadt / Spree



Neustadt/Spree, 2.05.2019. Nach dem verbalen und körperlichen Angriff auf
einen Gemeinderatskandidaten in Neustadt/Spree (Sachsen) befürchten die
Betroffenen, dass Kritiker der Kohleverstromung durch Einschüchterung von
politischem Engagement ferngehalten werden sollen.

Am 19.04. wurde ein Gemeinderatskandidat der Grünen Liste Spreetal und
bekannter Tagebaukritiker aus Neustadt/Spree nahe seines Grundstücks verbal
und körperlich angegriffen. Der im Ort lebende Angreifer wollte ihm so das
Betreten von Privatwald verwehren. Die Versuche, den Anwohnern und dem
Verein "Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V." den Zugang zum direkt
angrenzenden Wald zu versperren, begannen, nachdem im Februar Mitglieder
des Vereins ihre Kandidatur zum Gemeinderat eingereicht hatten. Zunächst
blieb es bei einer vorgeblich als FFH-Maßnahme bezeichneten Barriere aus
Baumwurzeln und Gartenschnitt quer über einen Waldweg. Am 19. April kam es
dann erstmals zum tätlichen Angriff. Es wurde Strafanzeige gestellt.

"Wir vermuten einen Zusammenhang zwischen diesen Vorfällen und unseren
Kandidaturen zum Gemeinderat.", sagt Friederike Böttcher, ebenfalls
Kandidatin auf der Grünen Liste und Vorsitzende des Vereins. "Wir fragen
uns, ob wir derart eingeschüchtert werden sollen, dass wir keinen Mut mehr
haben uns politisch zu beteiligen. Außerdem können wir nun nicht mehr für
die Sicherheit unserer Familien und unserer Besucher in den anliegenden
Wäldern garantieren.", sagt Böttcher.

Fußgängern das Betreten von Wäldern und Wiesen zu untersagen, ist nicht
zulässig: "Das Betreten der freien Landschaft auf Straßen und Wegen sowie
auf ungenutzten Grundflächen zum Zweck der Erholung ist allen gestattet."
heißt es etwa in Paragraph 59 des Bundesnaturschutzgesetzes. Das Verbot den
Privatwald zu betreten, sperrt den Bewohnern, Vereinsmitgliedern und Gästen
der Spreewitzer Straße 5 auch den einzig sicheren Fußgängerweg nach
Neustadt. Alle Anfragen der Bewohner für die Schaffung eines alternativen
Fußgängerweges entlang der Straße wurden bisher jedoch von der Gemeinde
Spreetal auch unter Verweis auf den Waldweg abgelehnt. Aufgrund der
Vorfälle sagt der Verein seinen Kräuterworkshop am kommenden Samstag trotz
vieler Anmeldungen aus der Gemeinde ab. "Im Zuge der Errichtung der
Barriere wurden leider auch Gäste auf unserem Vereinsgelände lautstark vom
anliegenden Waldgrundstück beschimpft", sagt Böttcher. "Wir können weitere
Übergriffe nicht ausschließen."

Der Verein "Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V." ist ein
gemeinnütziger Umweltbildungsverein, der seit 2012 in der Gemeinde Spreetal
regelmäßig Veranstaltungen für Erwachsene und Kinder anbietet. 2013 war der
Verein an der Gründung des Bürgerbündnisses "Strukturwandel jetzt - Kein
Nochten II" beteiligt, in dem sich überwiegend betroffene Bürger aber auch
Umweltverbände und Parteien gegen einen Tagebau Nochten II engagierten.
Bereits damals kam es zu Straftaten gegen den Verein und die Anwohner des
Grundstücks in der Spreewitzer Straße. Mehrfach explodierte hier nachts der
Briefkasten, woraufhin der Staatsschutz ermittelte. Die Postadresse
Spreewitzer Straße 5 war zu dieser Zeit öffentlich bekannt als Sammelstelle
für eine Petition. Seitdem gab es zahlreiche weitere Übergriffe, wie
Drohungen, faule Eier im Briefkasten oder die Zerstörungen von
tagtebaukritischen Plakatierungen.

 * 

Quelle:

Eine Spinnerei - vom nachhaltigen Leben e.V.

Naturbildung und Kulturangebote

www.eine-spinnerei.de
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/591: Klimakampf und Kohlefront - Dörfer und Hambacher Wald retten ... (Kritische Aktionäre)


Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre e.V.

Pressemitteilung vom 30.04.2019

RWE: Bestandsgarantie für Hambacher Wald und Dörfer am Braunkohletagebau
jetzt!

- Dachverband fordert Rücktritt von RWE-Chef Schmitz und Halbierung
der Dividende

- Kundgebung "irRWEge stoppen" vor Grugahalle am 3. Mai um 8.30 Uhr



Köln/Erkelenz. Der Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre
und die Initiative "Alle Dörfer bleiben!" werfen der RWE AG vor, den
Kohleausstieg zu behindern und eine möglichst hohe Entschädigung für den
Konzern herausholen zu wollen. Es ist möglich, sowohl den Hambacher Wald zu
retten als auch die Dörfer an den Tagebauen Garzweiler und Hambach zu
erhalten. Vor Beginn der Hauptversammlung des Energiekonzerns am 3. Mai in
Essen veranstaltet ein breites Bündnis von Umwelt- und
Menschenrechtsorganisationen unter dem Motto "irRWEge stoppen - für
Klimagerechtigkeit kämpfen!" eine Kundgebung vor der Grugahalle.

"RWE-Chef Rolf Martin Schmitz hat jegliches Vertrauen verloren. Er ist für
den klimafeindlichen Kurs des Konzerns verantwortlich und hat dazu
beigetragen, dass auch die Kohlekommission wirtschaftliche Interessen der
Energiekonzerne über Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit für Betroffen
und Arbeitnehmer*innen stellt ", sagt der Geschäftsführer des Dachverbands,
Markus Dufner. "Deshalb sollte der Aufsichtsrat Schmitz als
Vorstandsvorsitzenden abberufen und durch jemand ersetzen, der glaubhaft an
der Entwicklung von Zukunftsperspektiven im Rheinischen Revier
mitarbeitet." Der Dachverband verlangt von RWE außerdem, die Dividende von
70 Cent je Aktie auf 35 Cent zu kürzen, um die Rückstellungen für die
Beseitigung von Umwelt- und Gesundheitsschäden, die durch die
Kohlewirtschaft verursacht wurden, zu erhöhen.

"Seit die Kohlekommission im Januar 2019 ihre Empfehlungen der Politik
vorgelegt hat, beschleunigt die RWE AG den Abriss von Dörfern an den
Tagebauen Garzweiler und Hambach", so David Dresen aus dem bedrohten Ort
Kuckum und aktiv bei "Alle Dörfer bleiben!", einer bundesweiten Initiative
von Tagebau-Betroffenen aus allen drei Braunkohlerevieren. "Anstatt die
politische Umsetzung des Kohlekompromisses abzuwarten, schafft RWE Fakten
und vertreibt so weiter tausende Menschen aus ihrer Heimat. Der Konzern
muss nun endlich eine Bestandsgarantie für den Erhalt der Dörfer und den
ökologisch wertvollen Hambacher Wald abgeben."

"Viele Dorfbewohner, die Tag für Tag erleben, wie RWE in ihrer
Nachbarschaft Häuser abreißt und die Vorbereitungen für den Kohleabbau
vorantreibt, empfinden das Vorgehen des Konzerns als Psychoterror, der sie
zum Verlassen ihres Zuhauses zwingen soll", beklagt Dresen.
"RWE-Mitarbeiter bohren direkt neben Wohnhäusern, unter dauerhafter Lärm-,
Licht- und Schmutzbelästigung; sie schlagen für eine Umgehungsstraße, die
möglicherweise nie gebraucht wird, eine breite Schneise durch Wald und
Felder."

"Das Vorgehen von RWE ist absolut nicht sozialverträglich", sagt Dresen.
"Der Konzern verhandelt über den Verkauf von Grundstücken mit jedem
Eigentümer geheim. Dadurch werden Dorfbewohner gegeneinander ausgespielt
und es wird Misstrauen geschürt. Die Entschädigungsangebote von RWE sind
häufig unzureichend und ermöglichen es vielen Bewohnern nicht, adäquaten
Ersatz für ihr altes Grundstück zu erwerben. Landwirte und Tierhalter
erhalten so wenig Flächen, dass sie nicht an der gemeinsamen Umsiedlung
teilnehmen können, ohne ihren Beruf aufzugeben. Besonders ältere Menschen
werden durch eine Zwangsumsiedlung entwurzelt und ihrer gewohnten Umgebung
beraubt. Es gibt Fälle, in denen die Entwurzelung älteren Menschen so
zugesetzt hat, dass sie während oder kurz nach der Zwangsumsiedlung
verstorben sind."

Der Dachverband fordert, dass die von der Kohlekommission empfohlenen und
von der Bundesregierung zugesagten 40 Milliarden Euro Strukturhilfe für die
kommenden 20 Jahre an einen konkreten Abschaltplan für Kohlekraftwerke
geknüpft werden. "Für Kraftwerke, die zum Zeitpunkt der Abschaltung bereits
älter als 25 Jahre sind und wahrscheinlich unwirtschaftlich werden, sollte
RWE nicht noch auf Entschädigungszahlungen auf Kosten der Allgemeinheit
setzen", so Dufner.


KUNDGEBUNG AM 3. MAI AB 8.30 VOR DER GRUGAHALLE IN ESSEN

Unter dem Motto "IrRWEge stoppen - für Klimagerechtigkeit kämpfen!"
(#irRWEgestoppen) veranstaltet der Dachverband mit einem breiten Bündnis
von Umwelt- und Menschenrechtsorganisationen eine Protestkundgebung mit
Musik und Redebeiträgen vor der Grugahalle. Von dort aus startet ab 10.30
Uhr eine Demonstration von Fridays for Future in die Essener Innenstadt.


GEGENANTRÄGE des Dachverbands der Kritischen Aktionärinnen und
Aktionäre:

http://www.kritischeaktionaere.de/rwe/gegenantraege-40/

und von Alle Dörfer bleiben

https://www.kritischeaktionaere.de/rwe/gegenantraege-von-alle-doerfer-bleiben/

 * 

Quelle:

Dachverband der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre

Postanschrift: Postfach 30 03 07, 50773 Köln

Büro: Pellenzstr. 39 (Hinterhaus), 50823 Köln

Telefon: 0221/599 56 47, Fax: 0221/599 10 24

E-Mail: dachverband@kritischeaktionaere.de

Internet: www.kritischeaktionaere.de
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/590: Klimakampf und Kohlefront - Stop der Tagebauflutung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 26. April 2019

Stop der Tagebauflutung in Cottbus war seit Wochen vorhersehbar



Cottbus - Mit dem heute [26.04.2019] verkündeten Stop der Flutung des
"Cottbuser Ostsees" sieht sich die GRÜNE LIGA in ihrer Kritik bestätigt.

"Die LEAG hat ein absurdes Schauspiel um ihren Propaganda-See aufgeführt.
Dass diese Flutung nicht lange laufen wird, war schon klar, bevor der Hahn
aufgedreht wurde. Das Wasser der Talsperren wird für den Sommer gebraucht."
fasst René Schuster von der GRÜNEN LIGA zusammen. Der Umweltverband hatte
bereits am 12. April den Auftritt des Ministerpräsidenten Dietmar Woidke
beim Flutungsstart kritisiert.

Schuster weiter: "Der See wird sich letztlich als Fehlplanung zu Lasten
künftiger Generationen herausstellen. Offiziell sucht das Land Brandenburg
nach Wegen, sich an Klimawandel und Wassermangel anzupassen. Mit der
Planung des Cottbuser Tagebausees hat es genau das Gegenteil getan: Der
große und extrem flache See wird durch riesigen Verdunstungsverluste die
Wasserbilanz besonders dann belasten, wenn ohnehin wenig Wasser in der
Spree ist."

Ein kleinerer tieferer See hätte dieses Problem zumindest verringert. Der
Hintergrund der gewählten Seeform ist vermutlich, dass die Flutung den
Tagebaubetreiber pro Hektar weniger kostet, als Kippenflächen nutzbar und
standsicher zu rekultivieren.


Hintergrund:

Pressemitteilung zur Seeflutung vom 12. April 2019:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/413-woidke-eroeffnet-potemkinschen-see

Zusammenfassung der Kritik am Ostsee" und Rückblick auf die durch den
Tagebau Cottbus-Nord verursachten Schäden:

https://www.kein-tagebau.de/index.php/de/aktuell/193-tagebau-cottbus-nord-jahrzehntelange-zerstoerung-hinterlaesst-unkalkulierbare-risiken

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.04.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1370: Berlin - Poesiedebatte, Kulturelle Aneignung und die Freiheit der Kunst, 17.05.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Fr., 17.5.19, 19.30 Uhr

POESIEDEBATTE:

Kulturelle Aneignung und die Freiheit der Kunst

Gespräch



mit Kenah Cusanit Autorin, Berlin | Ricardo Domeneck Autor, Berlin |
Noa K. Ha Gesellschafts- und Kulturwissenschaftlerin, Dresden | Marcus
Latton Journalist, Berlin

Das Wort der cultural appropriation (kulturelle Aneignung) macht in den
westlichen Demokratien die Runde. Wer darf in wessen Namen sprechen und
welcher Mittel darf er/sie sich dabei bedienen?

Wie wird heute vor diesem Hintergrund Picassos Période Nègre bewertet,
Puccinis Madame Butterfly oder die Operette Mikado von Gilbert und
Sullivan? Handelt es sich bei Gauguins Aneignung der polynesischen Kultur
nicht in Wirklichkeit um eine feindliche Übernahme? Ist der "weiße" Hiphop
der Beastie Boys, die Ska-Musik von Madness kultureller Neo-Imperialismus?

Auch die Gattung Lyrik bleibt nicht unberührt von dieser Diskussion. Der
amerikanische Dichter Anders Carlson-Wee schrieb ein Gedicht im
afroamerikanischen Englisch aus der Perspektive eines schwarzen
Obdachlosen und wurde des blackfacing beschuldigt. Werke der
Konzeptdichter Vanessa Place und Kenneth Goldsmith, die vorgeblich
Rassismus entlarven wollen, bezeichnet der Dichter Ken Chen als "avant-
garde minstrel show". Ist hier ein neuer moralischer Rigorismus am Werk,
der in die Freiheit der Kunst eingreift und die Gesellschaft in
Mikrogruppen auföst (Urban Tribalism), oder ist in den letzten Jahren ein
tieferes Bewusstsein entstanden, das zu einem größeren
Verantwortungsgefühl gegenüber Minderheiten führt?

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1369: Berlin - Drahtseilakte... Zum Akrobatischen, Lesungen, Gespräch und Video, 09.05.19


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Mai 2019

Donnerstag, 9. Mai, 18 h

Drahtseilakte: Zum Akrobatischen

17.30 h Screening »HOC EST CORPUS MEUM« (2014, R: Benjamin Zuber)

18 h Lesungen und Gespräch mit Jule Böwe, Ann Cotten, Jana Korb und
Benjamin Zuber

Moderation: Anna Luhn

Konzeption: Barbara Bausch und Anna Luhn



Wenn der Akrobat von der Kuppel den doppelten Salto mortale macht,
schreibt Walter Benjamin, dann hat die Wirklichkeit das Wort, nicht
der Schein. Und nach Friedrich Nietzsche ist der Akrobat der einzige,
dessen Talent unbestritten und absolut gelten kann, denn "entweder
fällt man oder man fällt nicht." Akrobat·innen behaupten das
Unmögliche: Vermeintlich mühelos überwinden sie die Schwerkraft und
die Begrenzungen des Körpers und balancieren todesmutig über dem
Abgrund. Zwischen riskantem Einsatz und geschicktem Bluff,
disziplinierter Übung und dem Versprechen von Freiheit schlägt das
Akrobatische Literat·innen, Künstler·innen und Philosoph·innen in
seinen Bann. Was macht den Reiz des Akrobatischen aus? Schauspielerin
Jule Böwe, Schriftstellerin Ann Cotten, Luftartistin Jana Korb und
der bildende Künstler Benjamin Zuber loten in Lesungen und im
Gespräch die ambivalenten Dimensionen des Akrobatischen aus.
Historische Textcollagen und zeitgenössische künstlerische Positionen
bieten dabei Anlass zur Frage, ob Kunst - auch jenseits der Artistik -
 akrobatisch sein kann.

Vor und nach dem Gespräch wird die Videoarbeit »HOC EST CORPUS MEUM«
von Benjamin Zuber gezeigt.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/679: Hamburg - März & Moritz & 1 Gast (Folge 32) über 5 neue Bücher mit Anne-Dore Krohn, 16.05.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Mai 2019

Donnerstag, 16.5.2019, 19.30 Uhr

März & Moritz & 1 Gast (Folge 32)

Das literarische Trio in Aktion: Ursula März, Rainer Moritz und
Anne-Dore Krohn debattieren über fünf Neuerscheinungen



Viermal im Jahr laden sich die Kritikerin Ursula März und Rainer
Moritz, Leiter des Literaturhauses Hamburg, einen Gast ein, mit dem
sie als literarisches Trio lustvoll über fünf belletristische
Neuerscheinungen der Saison debattieren wollen.

Offenherzig, süffisant, jubilierend, polemisch, ungerecht, feinfühlig
und eventuell sogar brillant - so darf und soll es in dieser Runde
zugehen, deren Akteure kein Blatt vor den Mund nehmen und sich mit
Verve für die Sache der Literatur einsetzen werden. Dass sich über
Geschmack und Literatur trefflich streiten lässt, ist bekannt - und
ist an diesem Abend live zu erleben.

Gast des zweiunddreißigsten Abends ist Anne-Dore Krohn. Sie arbeitet
als Redakteurin und Kritikerin beim Kulturradio des Rundfunks
Berlin-Brandenburg, möchte im Winter weiter südlich, etwa auf der
Insel Procida im Golf von Neapel, leben und hätte sich gern einmal mit
Fontanes Frau Jenny Treibel unterhalten.

Die fünf besprochenen Titel werden spätestens eine Woche vor der
Veranstaltung auf der Website des Literaturhauses bekanntgegeben.

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/955: Free Mumia - Rundbrief Mai 2019 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief Mai 2019



Hallo,

hier kommen aktuelle Nachrichten über den seit 1981 gefangenen
Journalisten Mumia Abu-Jamal aus den USA und aus der
länderübergreifenden Solidaritätsbewegung.

Am 17. April 2019 wurde bekannt, dass Philadelphias Bezirksstaatsanwalt
Larry Krasner endlich seinen Widerstand gegen ein neues
Revisionsverfahren für Mumia Abu-Jamal zurückgezogen hat, welches
bereits im Dezember 2018 von Revisionskontrollrichter Tucker verfügt
worden war. Damit wird es ein neues Revisionsverfahren für den
afroamerikanischen Journalisten geben, der bereits seit 1981 gefangen ist.

Nachdem bereits 2011/12 die Todesstrafe gegen Mumia endgültig verhindert
wurde, das auf ihn gemünzte Gefangenenknebelgesetz in Pennsylvania 2015
gestoppt werden konnte, die gesundheitliche Versorgung gegen Hepatitis-C
für Mumia und ca. 7000 weitere Gefangene im Bundesstaat durchgesetzt
wurde, stehen nun nach über 37 Jahren Haft endlich die Türen zu einem
neuen Verfahren offen.

Wann das Verfahren in Pennsylvania beginnen wird und wie viel weitere
Instanzenzüge darauf möglich sind, lässt sich momentan noch nicht genau
abschätzen. Allerdings geht es jetzt endlich um die mögliche Freiheit
von Mumia Abu-Jamal, der seit 1981 für einen untergeschobenen
Polizistenmord in Haft ist. Es gibt keine belastbaren Beweise gegen ihn.
Allerdings ist sein Fall stark politisiert, denn bei seiner
ursprünglichen Verurteilung und auch danach ging es stets um seine
Haltung als revolutionärer Journalist, der Rassismus, tödliche
Polizeigewalt und behördliche Korruption (damals wie heute) als das
benannt hatte, was sie sind. Mumia hat starke Gegner*innen in der
us-amerikanischen Rechten, allen voran die Polizei-Lobby-Organisation
F.O.P.

Die Rücknahme des Staatsanwaltes ist ein großer Erfolg der
Solidaritätsbewegung, die ihre Arbeit nie eingestellt hat und weiter
fortsetzt. In Berlin wird es am 15. Juni 2019 ein Solidaritätskonzert
geben, mit dessen Erlösen u.a. die kritische Prozessbeobachtung und
Berichterstattung in dt. Sprache finanziert werden soll. Alle Berliner
Leser*innen sind herzlich eingeladen. Bitte verbreitet es auch selbst
weiter. Alle Informationen befinden sich hier:

http://mumia-hoerbuch.de/soli150619.htm

FREE MUMIA - Free Them ALL!

Hier die Pressemitteilung der Staatsanwaltschaft aus Philadelphia vom
17. April im Original:

Philadelphia DAO - Statement: Philadelphia District Attorney's Office
withdraws appeal in Mumia Abu-Jamal case

https://medium.com/philadelphia-justice/statement-philadelphia-district-attorneys-office-withdraws-appeal-in-mumia-abu-jamal-case-831fe995985f

Mumias selbst kommentierte die Vorgänge um sein neues Verfahren am 28.
April:

https://www.prisonradio.org/media/audio/mumia/response-krasner-dropping-appeal-0058-mumia-abu-jamal


Zum weiteren Inhalt:

1. Meldungen aus Bewegung

2. Termine

3. Presse

4. Solidarität mit Gefangenen

5. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


1. Meldungen aus Bewegung

(Bln) Protest vor US Botschaft: FREE MUMIA - Free Them ALL!
(28.04.2019)

https://de.indymedia.org/node/32011

(Counterpunch) Death Can be a Slow Traveler: Peltier, Mumia and Rap
Brown (April 26, 2019)

https://www.counterpunch.org/2019/04/26/death-can-be-a-slow-traveler-peltier-mumia-and-rap-brown/

(Trueten) Neue Chancen für die Freilassung von Mumia Abu-Jamal:
Staatsanwalt Krasner zieht seine Berufung gegen Richter Tuckers Urteil
zurück (18.04.2019)

https://www.trueten.de/permalink/Neue_Chance_fuer_Mumia_Abu-Jamal.html

(FREE MUMIA Berlin) Staatsanwalt zieht Widerspruch gegen Mumias neues
Verfahren zurück (18.04.2019)

http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#staatsanwaltziehtwiderspruchzurueck

(Interview) Neue juristische Entwicklungen im Fall von Mumia Abu-Jamal
(17.04.2019) 

http://freiheit-fuer-mumia.de/#interviewmsjurentw


2. Termine

Sa. 15. Juni 2019 - Berlin, Supamolly - 22 Uhr - SOLI KONZERT für die
Anti-Knast-Tage 2019 & FREE MUMIA Berlin: MAIORANO (Italy-Berlin),
MÜLLSCH (Bln), VIERTEL 4 (Bln) & DJ DOC WEBSTER (Bln) - Eintritt:
Spende, weitere Infos: antiknasttage.blackblogs.org und mumia-
hoerbuch.de

- Supamolly, Jessnerstr. 41, 10247 Berlin-F'Hain, U5 + S - Bhf.
Frankfurter Allee

Anti-Knast-Tage vom 23. - 27.10.2019 in Berlin

https://antiknasttage.blackblogs.org/


3. Presse

(The Intercept) Why Philly's Reformist Prosecutor Finally Supports
Letting Mumia Abu-Jamal's Appeal Go Forward (April 20, 2019)

https://theintercept.com/2019/04/20/mumia-abu-jamal-larry-krasner/

(jW) Blockade aufgegeben - Staatsanwalt macht Weg frei für neues
Verfahren im Fall Mumia Abu-Jamal (20.04.2019)

https://www.jungewelt.de/artikel/353309.mumia-abu-jamal-blockade-aufgegeben.html?sstr=Mumia%7CAbuJamal

(Philadelphia Inquirer) Philly DA to drop challenge in Mumia Abu-Jamal
case, clearing appeal to reach high court (April 17, 2019)

https://www.philly.com/news/mumia-abu-jamal-appeal-larry-krasner-withdraw-pennsylvania-supreme-court-20190417.html

(AP) Prison activist Mumia Abu-Jamal to get new appeals hearing (April
17, 2019) 

https://apnews.com/27fe016a390b4d98b2964aea78b8f925

(Workers World) Philly judge challenges "liberal" DA over Mumia's appeal
(April 9, 2019)

https://www.workers.org/2019/04/09/philly-judge-challenges-liberal-da-over-mumias-appeal-rights/

(SF Bay View) Mumia Abu-Jamal: An Evening for Justice and Freedom unites
movement leaders (April 7, 2019)

https://sfbayview.com/2019/04/mumia-abu-jamal-an-evening-for-justice-and-freedom-unites-movement-leaders/

(Global Research) Mumia Abu-Jamal?s Next Stop: Freedom (April 2,
2019)

https://www.globalresearch.ca/mumia-abu-jamals-next-stop-freedom/5673483

(Philadelphia Tribune) Judge in Mumia Abu-Jamal?s case blasts Krasner
for trying to block latest appeal (April 1, 2019)

https://www.phillytrib.com/news/local_news/judge-in-mumia-abu-jamal-s-case-blasts-krasner-for/article_4b96bbb7-7e47-5cfc-8c5d-3e1551deaef8.html


4. Solidarität mit Gefangenen

Kenny Zulu Whitmore erhält eine neue Beweisanhörung am 22. Juli 2019
(April 2019) 

https://zulusupporteurope.wordpress.com/newsblog/

(Miami Herald) Judge blasts Florida in final order requiring treatment
of inmates for hepatitis C (April 18, 2019)

https://www.miamiherald.com/news/politics-government/state-politics/article229447824.html


5. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

(Oklahoma, USA) Last Defense Julius Jones

https://vimeo.com/279700642


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Mai 2019

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6403: Berlin - Lesung und Konzert mit Raphael Urweider, 13.05.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Mo., 13.5.19. 20.00 Uhr

Ort: Deutsche Oper Berlin, Im Foyer, Bismarckstraße 35, 10627 Berlin

LIEDER UND DICHTER

Die schöne Müllerin

Musik



Lesung und Konzert mit Raphael Urweider Autor, Bern | Attilio Glaser
Sänger, Berlin | John Parr Pianist, Berlin

Einer der beliebtesten Liederzyklen überhaupt steht im Zentrum des letzten
Programms von Lieder und Dichter in dieser Spielzeit: die 20 Lieder auf
Gedichte des Romantikers Wilhelm Müller, die Franz Schubert 1823 zu seiner
Schönen Müllerin bündelte. Mehr als jeder anderer Zyklus war die Müllerin
von ihrer Entstehung an eine Domäne der Tenöre.

Auch bei Lieder und Dichter ist es ein Tenor, der sich in das lyrische Ich
des liebeskranken Müllergesells versetzt: Der in Ulm geborene Attilio
Glaser gehört seit 2016 zum Ensemble der Deutschen Oper Berlin und
verkörpert hier die großen Partien seines Fachs wie Tamino in Die
Zauberföte, Narraboth in Salome und Alfredo in La Traviata.

Der Dichter des Abends, der mit eigenen Texten auf das Liedprogramm
reagiert, ist der Schweizer Raphael Urweider (geboren 1974 in Bern). Er
wurde mit Lichter in Menlo Park berühmt (DuMont Buchverlag 2000). Mit
seinem jüngsten Band Wildern (Hanser Verlag 2018) feiert Urweider nach
zehn Jahren sein Comeback.

Eine gemeinsame Veranstaltung von Deutsche Oper Berlin und Haus für Poesie

Tickets: Deutsche Oper Berlin Tel.: 030.343 84 343

deutscheoperberlin.de

Ort: Deutsche Oper Berlin, Im Foyer, Bismarckstraße 35, 10627 Berlin

Eintritt: 16/8 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8626: Und morgen, den 02. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 02.05.2019 bis zum 03.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8626 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sommersonnenhimmelblau,

gut verteilter Regen,

wechselwindig wolkengrau,

Jean vom Halm zu fegen.
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/1889: Thomas Mann in Weimar


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 8 | 15. April 2019

Thomas Mann in Weimar

von Erhard Crome



Das 19er Jahr ist voller Jubiläen: 1919 Weimarer Reichsverfassung und
Versailler Friedensvertrag, 1939 Überfall Deutschlands auf Polen und Beginn
des Zweiten Weltkrieges, 1949 Gründung der beiden deutschen Staaten, 1989
Fall der Mauer und Öffnung des Weges zur deutschen Vereinigung. Ich halte
ein weiteres Jubiläum für bemerkenswert, die Deutschland-Reise Thomas Manns
1949.

Mann, den die bürgerliche Geschichtswissenschaft immer wieder gern als
"Nur-Künstler" etikettiert, dem politisches Engagement eher fremd gewesen
sei, hatte bereits frühzeitig ein Bekenntnis zur Demokratie der jungen
Weimarer Republik abgegeben und dies mit einer ganz entschiedenen Ablehnung
des Faschismus im allgemeinen und des "deutschen Faschismus" im besonderen
verbunden. Zum deutschen Faschismus betonte Mann, "dass er eine ethnische
Religion ist, [...] völkisches Heidentum, Wotanskult, - feindlich
ausgedrückt (und wir wollen uns feindlich ausdrücken) romantische
Barbarei". Besonders bedeutsam hier die Nebenbemerkung in der Klammer: Wir
wollen uns - das heißt Mann will sich - gegenüber dem Faschismus
"feindlich" ausdrücken. Der hatte das auch so verstanden.

Im Februar 1933 war Thomas Mann auf einer Vortragsreise mit anschließendem
Erholungsaufenthalt in der Schweiz. Nach dem Reichstagsbrand warnten die
Kinder Erika und Klaus Mann die Eltern dringend, nicht nach Deutschland
zurückzukehren. Thomas Mann blieb in der Schweiz. Sein Vermögen, sein Haus
in München mit Bibliothek, Kunstwerken und Mobiliar wurden von den
Nazi-Behörden konfisziert, seine Automobile der SA zum "Verbrauch"
übergeben. 1936 erhielt er die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft und
wurde vom Nazi-Regime ausgebürgert. 1938 siedelte er in die USA über, lebte
ab 1940 in Kalifornien und erwarb 1944 die US-Staatsbürgerschaft.

Nach Kriegsbeginn sah sich Mann in der Verantwortung, das ihm Mögliche
gegen den Krieg, gegen den Hitler-Staat und für den Sieg der Alliierten zu
tun. Im Jahre 1940, als Großbritannien allein gegen Deutschland Krieg
führte, während die Sowjetunion noch vertraglich mit Deutschland verbunden
war und in den USA auf ein Draußenbleiben gehofft wurde, fragte die
britische BBC Thomas Mann, ob er bereit sei, in regelmäßigen Abständen an
die deutsche Bevölkerung Ansprachen zu richten und eine Einwirkung auf die
Stimmung in Deutschland zu versuchen. Er sagte zu. So entstanden 55
Rundfunkreden, die von Oktober 1940 bis 10. Mai 1945 gehalten wurden, mit
scharfen Analysen und Aufrufen an die deutsche Bevölkerung, sich gegen das
Regime zu stellen und den Krieg zu beenden.

Nach dem Sieg über Hitler-Deutschland wurde er von deutschen
Intellektuellen aufgefordert, in sein Heimatland zurückzukehren, andere
warfen ihm sein Engagement auf Seiten der Alliierten vor, schließlich kam
es zu öffentlichem publizistischen Streit mit jenen in Deutschland, die für
sich die "innere Emigration" in Anspruch nahmen. Mann resümierte für sich:
"Diese ganze 'Innere Emigration' kann mir, offen gestanden, gestohlen
werden. Alle haben sie mitgemacht, alle profitiert, alle an den Bestand des
Scheußlichen geglaubt, das sie nie wirklich als scheußlich empfunden und
verabscheut haben." An eine Rückkehr war nicht zu denken. Eine Reise nach
Deutschland 1947, zu der er eingeladen war, vermied er.

Zum Goethejahr - im Jahre 1949 war Goethes 200. Geburtstag - hatte er
Einladungen nach Frankfurt am Main und nach Weimar. Angenommen hatte er
beide, was ihm nicht nur in den USA, sondern auch in Westdeutschland übel
genommen wurde. In seiner Goetherede, die er am 25. Juli 1949 in der
Frankfurter Paulskirche hielt, betonte er, dass "die Umstände der Genesung
Deutschlands" seinen "Weg nach Europa" erschweren. "Trümmer umgeben mich,
welche die nationale Katastrophe sinnfällig zurückgelassen, und ich finde
das Land zerrissen und aufgeteilt in Zonen der Siegermächte [...]. Eines
Tages muss und wird es enden. Mir aber, wie ich hier stehe, gilt es schon
heute nicht." Hier sah er sich in der Rolle eines Repräsentanten des
einigen Deutschlands gegenüber der aktuellen Zonierung. Und er setzte fort:
"Ich kenne keine Zonen. Mein Besuch gilt Deutschland selbst, Deutschland
als Ganzem, und keinem Besatzungsgebiet." Da die Protagonisten der sich in
"Trizonesien" gerade gründenden BRD sich als das "eigentliche" Deutschland
ansahen, nahmen sie Mann übel, dass er auch in das uneigentliche
Deutschland, in die Ostzone fuhr. Er tat das dennoch.

Auf einer Pressekonferenz in Frankfurt entgegnete er den Vorwürfen der
antikommunistischen "Gesellschaft zur Bekämpfung der Unmenschlichkeit" mit
dem Satz: "Das Entscheidende ist, dass mein Besuch dem alten Vaterlande als
Ganzem gilt und dass es mir unschön schiene, mich von der Bevölkerung der
Ost-Zone fern zu halten, sie gewissermaßen links liegen zu lassen." Am 31.
Juli hielt Mann in Weimar dieselbe Rede wie in Frankfurt, ergänzt um eine
Passage, "dass Freiheit, Recht und die Würde des Individuums" schwer
erkämpfte und "unveräußerliche Errungenschaften der Menschheit" sind.

Schon auf der Heimreise nach Kalifornien begann Thomas Mann einen
"Reisebericht" zu schreiben. Er würde, betonte er, "heute in Deutschland
[...] ungefähr leben [...] wie um 1930: freundlich angesehen von einer
gebildet-einsichtigen Minorität, deren Zahl sich durch die politischen
Erfahrungen vielleicht etwas vergrößert hat, gehasst und als undeutsch,
antideutsch, als Vaterlandsverräter beschimpft von breiten, verstockten, zu
einem dreisten Nationalismus längst zurückgekehrten Massen".

Ausführlich schrieb er über seine Eindrücke im Osten. Auch sein Abscheu vor
dem Faschismus habe ihn nicht zum Kommunisten gemacht. "Ich bin fremd dem
totalitären Staat, seiner Jakobiner-Tugend, seinen Geheimpolizei-Methoden,
seinem humorlosen Optimismus, seiner Verpönung bourgeoiser Verfeinerung und
all dessen, was er dekadent, volksfremd und formalistisch nennt."
Gleichwohl hielt er einen interessanten Eindruck fest, den vom
unterschiedlichen Stand von Künstlern und Schriftstellern in den beiden
Systemen. "Ein Problem war für mich die beste Verwendung der 20.000
Ostmark, die den materiellen Wert des Weimarer Goethe-Preises darstellen.
Ich habe sie dem Wiederaufbau der Herder-Kirche zugewendet - ein
Entschluss, der vielleicht nicht ganz nach dem Sinn der Kommunisten war. Es
hätte aber wenig Sinn gehabt, wie in Frankfurt, eine Stiftung für
bedürftige Schriftsteller aus dem Gelde zu machen, denn für geistige
Arbeiter, wenn sie nicht geradezu stören, sorgt in der Ostzone der Staat,
und die Prominenten unter ihnen werden gehegt und gepflegt. Der russische
Kommunismus weiß die Macht des Geistes wohl zu schätzen, und wenn er ihn
reglementiert und in den Schranken des Dogmas hält, so muss man eben darin
einen Beweis dieser Schätzung sehen. Ohne sie würde er sich weniger um ihn
kümmern."

Er hatte auch die politischen Vertreter, mit denen er es zu tun bekam, sehr
genau beobachtet: "Ich habe unter den kommunistischen Offiziellen der
russischen Zone manche Figur gefunden, der angestrengt guter Wille und
reiner Idealismus an der Stirn zu lesen waren." So schrieb er über Paul
Wandel, 1949 Präsident der "Deutschen Verwaltung für Volksbildung" in der
Ostzone, der bei dem extra veranstalteten großen Bankett in Weimar die Rede
gehalten hatte: "Wandel, ein ernst und leidend aussehender Mann, der
täglich achtzehn Stunden arbeitet, erklärte in seiner an mich gerichteten
Ansprache, er wolle ausnahmsweise einmal nicht von mir reden, sondern mir
berichten, was in der Ostzone während der letzten Jahre unternommen,
geschaffen und aufgebaut worden sei. Er sprach von der Bodenreform, der
'demokratischen Umerziehung', der Überführung von Produktionsmitteln in
Volkseigentum, über Beschlüsse zur Förderung des geistigen Lebens, die auf
eine innigere Verbindung zwischen dem Volk und den Kulturschaffenden
zielten. Er sprach von der anständigen Armut, in welcher man hier, ohne
geborgtes Geld, mühselig, aber ohne Neid auf Reichere, seine nach bestem
Wissen aufbauende Arbeit tue."

Wenn es nun im dreißigsten Jahr nach dem Fall der Mauer um die
dahingeschiedene Republik geht, sollte nicht nur von Schalck-Golodkowskis
wundersamen Geldvermehrungsversuchen und Honeckers Jagdeifer die Rede sein.
Man versteht das Ende der DDR nicht, wenn man ihren Anfang nicht begreift,
mit Menschen, denen "angestrengt guter Wille und reiner Idealismus an der
Stirn zu lesen waren". Thomas Mann war auch hier ein sehr präziser und
zugleich unparteiischer Zeuge.

 * 
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INFOPOOL / MUSIK / REPORT





NACHLESE/032: 50 Jahre später ... Santana - Santana (SB)


Sie bringen Drogen, sie bringen Verbrechen, sie sind Vergewaltiger, und
einige sind, wie ich vermute, gute Leute.
 
US-Präsident Donald Trump über mexikanische MigrantInnen 2016



Braceros wurden die meist männlichen Arbeitsmigranten genannt, die zwischen 1942
und 1964 einen Großteil der Feldarbeit im Süden der Vereinigten Staaten
verrichteten. Als Ergebnis eines Vertrages, den die US-Regierung mit der
mexikanischen Regierung ausgehandelt hatte, weil viele Arbeitskräfte aus der
Landwirtschaft in den Krieg ziehen mußten, reisten mexikanische Landarbeiter für
sechs Monate nach Kalifornien, Texas oder in andere Staaten im Süden, um dort
niedrig entlohnte Pflanz- und Erntearbeiten zu verrichten. Im eigenen Land wurde
ihnen das kleine Stück Land, von dem sie hätten leben können, von
Großgrundbesitzern und Landspekulanten vorenthalten, und in den USA wurden sie
wie Lohnsklaven behandelt, deren legaler Status sofort auslief, wenn sie ihren
Job verloren. Braceros wurden kaum besser als Nutztiere behandelt - solange man
ihnen Arbeit abpressen konnte, durften sie bleiben, wenn nicht, galten sie als
Kriminelle.

"No somos animales" - "Wir sind keine Tiere", kommt heutigen WanderarbeiterInnen
schon mal leise über die Lippen, wenn die Grenzpolizei sie mit dem Ruf
"Levantate perros!" - "Steht auf, Hunde!" in Busse verfrachtet. Von den 10,7 Millionen 
illegal in den USA lebenden MigrantInnen stammt etwa die Hälfte aus Mexiko. Es
sind, zumindest in der rassistischen Wortwahl eines Donald Trump, moderne
"Untermenschen", deren Zuwanderung mit einer gigantischen Mauer unmöglich
gemacht werden soll, obwohl sie die schlechtesten und unbeliebtesten Jobs im
Land übernehmen. Rund 8 Millionen illegale MigrantInnen stellen heute in den USA
eine fast unsichtbare Work Force dar, die aufgrund ihrer Rechtlosigkeit zu
Minimallöhnen und unter elenden Bedingungen Ernten einbringt, Häuser baut und
Haushalte versorgt.

Womöglich würde Carlos Santana, wenn er heute versuchte, nach San Francisco zu
gelangen, niemals dort ankommen, sondern bereits an der Hochsicherheitsgrenze
scheitern, mit der sich die USA, die über ein dreimal so hohes
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf verfügen wie Mexiko, nach Lateinamerika hin
abschotten. Als der 1947 im Südwesten Mexikos geborene Musiker, der schon mit
fünf Jahren mit einer Violine umgehen konnte und im Alter von acht Jahren das
Gitarrenspiel erlernt hatte, Ende der 1950er Jahre über die Grenze in die USA
reiste, wurde er von dem Mann, der ihn führte, sexuell mißbraucht. In
Kalifornien hielt sich der früh vom Blues eines B.B. King und John Lee Hooker
beeinflußte Rockgitarrist jahrelang als Geschirrspüler und Straßenmusiker über
Wasser, bis er im Alter von 19 Jahren von Bill Graham, dem Impresario des
Fillmore West, entdeckt und gefördert wurde.

Im Januar 1969 war es schließlich soweit. Die 1966 in San Francisco noch unter
dem Namen Santana Blues Band gegründete Formation des jungen Ausnahmegitarristen
ging ins Studio, um ihr Debütalbum aufzunehmen. In der Urbesetzung Gregg Rolie,
Lead Vocals und Keyboards, Bassist David Brown, Drummer Michael Shrieve und den
Perkussionisten Michael Carabello und José Areas wurde eine LP eingespielt, auf
der die ganze Spielfreude dieser ungewöhnlichen, mit vielen Schlaginstrumenten in
extensiven Latinrhythmen aufgehenden Rockband zu hören war. Was die Gruppe von
anderen, meist im Jazz angesiedelten Bands unterschied, die ebenfalls einen
Crossover aus Blues und Latin spielten, waren ihre Gitarrensoli. Die in höchsten
Noten langezogenen Töne imaginierten das Licht südlicher Sphären und schwebten
über einem aus rhythmischen Mustern perkussiven Mit- und Gegeneinanders gewebten
Klangteppich wie Vögel, die sich hoch in den Luftraum erhoben, um mit gellendem
Schrei wieder zur Erde zurückzustürzen.

Das Langspielplattendebüt stach weder durch besonders ausgefeilte Texte noch
andere Eskapaden progressiver Art hervor. Es war ein solide wie in einem Stück
produziertes, in seiner Frische und Dynamik extrem unterhaltsames Album, das
sich bis heute, von den verstrichenen Jahrzehnten fast unverbraucht, gut anhören
läßt. Wie bei so vielen großen Werken der Rockmusik dieser bewegten Zeit
überstrahlt der Nachruhm die damals erzielte Wirkung. Fielen die Rezensionen der
Musikkritiker vor 50 Jahren eher zurückhaltend aus, so plazierte das
Musikmagazin Rolling Stone 2003 das Debütalbum Santanas auf Platz 150 seiner
Liste der 500 größten Alben aller Zeiten.

Als Produktion des großen Labels CBS Records erreichte das Album auch das
westdeutsche Rockpublikum, das bis dahin eher wenig über die Fusion von Rock und
Latin wußte. Der innovative, von hohem Tempo bewegte Impetus Santanas
verschaffte der Band in der BRD schnell eine feste Fanbasis. Das im Mai 1969
innerhalb eines Monats aufgenommene Debüt sollte erst Ende August 1969 in den
Läden sein. Zwei Wochen zuvor jedoch fand das legendäre Musikfestival Woodstock
Music & Art Fair an der Ostküste der USA im Bundesstaat New York statt. Bill
Graham hatte dafür gesorgt, daß die Band für das Festival gebucht wurde, und so
kam es dort zu einem legendären Auftritt, bei dem das längste Stück des Albums,
die Instrumentalnummer Soul Sacrifice, in einer elfminütigen Version mit einem
Schlagzeug- und Perkussionspart der Extraklasse zelebriert wurde.

In den USA war Santana so noch vor Erscheinen des Debütalbums als Liveband
berühmt geworden, was die LP auf Platz 4 der US-Albumcharts katapultierte und
den Newcomern einen erheblichen Erfolg bescherte. Es war der Beginn einer
Karriere, die bis heute andauert, deren musikalischer Höhepunkt aber spätestens
in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre überschritten war, als die Band zusehends
Mainstreamsounds adaptierte, mit der sie zwar weiterhin viele CDs verkaufte,
aber nicht mehr an die künstlerische Schaffenskraft der frühen 1970er Jahre
heranreichte. Carlos Santana vollzog - seiner persönlichen spirituellen
Entwicklung adäquat - große Schritte in Richtung eines rockbeeinflußten Jazz mit
zum Teil außergewöhnlich gelungenen Ergebnissen. Zwar setzte er sich immer
wieder auf karitative Weise für die Belange hispanischer MigrantInnen ein, doch
trotz oder gerade wegen seiner eigenen Erfahrungen entwickelte er sich nie zu
einer politischen Stimme von Gewicht für die aus Lateinamerika stammende
US-Bevölkerung. Andere Mitglieder der Gruppe wollten die rockmusikalische Seite
ihrer Musik verstärken, woraus diverse andere Bands entstanden. Die Frische und
Kreativität der Gründerzeit aufrechtzuerhalten gelingt ohnehin nur wenigen
Bands, doch Santana konnte sich noch über Jahre hinaus immer wieder selbst
übertreffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9053: Aus aller Welt - 01.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zahlreiche Sicherheitskräfte in Indien getötet

Bei der Explosion einer Landmine im westindischen Bundesstaat
Maharashtra sind am Mittwoch 15 Sicherheitskräfte und ein Busfahrer
getötet worden. Einem Bericht der Times of India zufolge handelt es
sich bei den Opfern um Angehörige einer Spezialeinheit der
Polizeistation Kurkheda in Nord-Gadchiroli. Demnach saßen die Männer
in einem Bus, der sie zum Ort eines zuvor verübten Anschlags bringen
sollte. Die Behörden des Unionsstaates vermuten maoistische Rebellen
hinter der Tat im Grenzgebiet zwischen Chhattisgarh und Maharashtra.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9053: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Messerangriff auf 15jährige in Bayern

Nach einer Messerattacke auf eine 15jährige in Frahelsbruck bei Lam
(Landkreis Cham) hat die Polizei einen 24 Jahre alten Tatverdächtigen
festgenommen. Wie die Polizei mitteilte, hatte die Jugendliche am
Dienstagmittag bei Anwohnern geklingelt und um Hilfe gebeten, ein
Unbekannter habe auf der Straße auf sie eingestochen. Die 15jährige
wurde mit einem Rettungshubschrauber in ein Krankenhaus gebracht; sie
befindet sich aber nicht in Lebensgefahr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9050: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Welche Landesteile werden von Aufständischen kontrolliert?

Die NATO will künftig keine Informationen mehr über die
Geländegewinne der Aufständischen am Hindukusch herausgeben. Das geht
aus dem jüngsten Quartalsbericht des US-Sonderbeauftragten für den
Aufbau in Afghanistan (SIGAR) hervor. Datenerhebungen über die Lage
in den Distrikten des Landes seien nicht mehr erforderlich, weil sie
für militärische Entscheidungen nur einen geringen Wert hätten, heißt
es von seiten der Militärallianz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9052: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Linke fordert Ende der EU-Migrationspartnerschaften in Westafrika

Vor der mehrtägigen Reise von Kanzlerin Angela Merkel (CDU) in die
drei Sahel-Krisenländer Burkina Faso, Mali und Niger fordert die
Linkspartei von der Regierungschefin, sich für ein Ende der
sogenannten EU-Migrationspartnerschaften in der Region einzusetzen.
Den Partnerschaften sei es nicht gelungen, die Migration nach Europa
zu regulieren noch die Ausbreitung von Dschihadisten in der größeren
Sahara zu verhindern, kritisierte die Parteivorsitzende Katja Kipping
am Mittwoch in Berlin. Auch hätten die Migrationskontrollen in den
westafrikanischen Staaten zu einer Beeinträchtigung der
Handelsbeziehungen vor Ort geführt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9051: Tragisches und Kurioses - 01.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Großeinsatz der Feuerwehr in Weimar

Bei einem Brand in der Innenstadt von Weimar sind in der Nacht zum
Mittwoch mehrere Gebäude in einem Hinterhof schwer beschädigt worden.
Wegen des sich schnell ausbreitenden Feuers mußten 40 Personen ihre
Wohnungen verlassen, teilte der MDR mit. Sie wurden in Notunterkünfte
untergebracht. 60 Einsatzkräfte der Berufsfeuerwehr und der
freiwilligen Feuerwehren der Stadt waren bis in den Morgenstunden im
Einsatz. Als Brandherd wird ein Transporter vermutet. Die von dem
Feuer verursachten Schäden werden auf rund 400.000 Euro geschätzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8136: Aus Forschung und Technik - 01.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Chinesische Erdbeobachtungssatelliten erfolgreich gestartet

Ein Nutzlastträger vom Typ Langer Marsch 4B brachte am Dienstag zwei
Erdbeobachtungssatelliten erfolgreich in ihre vorgeschriebenen
Umlaufbahnen. Der Start erfolgte einem Bericht der Agentur Xinhua
zufolge vom Taiyuan-Raumflugzentrum in der nordchinesischen Provinz
Shanxi. Die beiden von der China Aerospace Science and Technology
Group Co., Ltd. entwickelten Tianhui-II-Forschungssatelliten sollen
für wissenschaftliche Experimente, geographische Vermessung und
Kartierung genutzt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8149: Aus aller Welt - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Juan Guaidó mit Putschaufruf in Venezuela gescheitert

In Venezuela ist am Dienstag der Versuch von Juan Guaidó gescheitert,
das Militär des Landes zu einem Staatsstreich aufzuwiegeln. Für eine
Videoaufnahme Guaidós auf der Straße vor der Luftwaffenbasis La
Carlota bei Caracas waren einige Dutzende Soldaten erschienen. Dem
amtierenden Präsidenten Nicolás Maduro zufolge waren die Soldaten
unter einem Vorwand dorthin gelockt worden. Die meisten verließen den
Ort, nachdem sie erfuhren, weswegen sie hatten herkommen sollen.
Guaidó rief in dem Video die Massen zum finalen Aufstand gegen die
sozialistische Regierung auf. Einige tausend Menschen gingen im
Stadtteil Altamira, einer Hochburg der Opposition in der Hauptstadt,
auf die Straße und bewarfen Sicherheitskräfte mit Steinen und
Brandsätzen. Auf die Protestierer soll mit Schrot geschossen worden
sein. Die Opposition meldete 69 Verletzte. Laut Maduro ist der
Aufstand gescheitert. Die Generalstaatsanwaltschaft hat Ermittlungen
gegen etwa 20 abtrünnige Soldaten aufgenommen. Guaidó räumte noch am
Abend in einem online gestellten Video ein, daß er die Mehrheit der
Streitkräfte nicht zum Überlaufen bewegen konnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8108: Medizin und Gesundheitswesen - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



UN warnt vor katastrophaler Arzneimittelresistenzkrise

Eine Expertengruppe der Vereinten Nationen schlägt Alarm. Nach dem
von ihr veröffentlichten Bericht befindet sich die Menschheit vor
einer katastrophalen Arzneimittelresistenzkrise. Wenn nicht sofort
etwas unternommen wird, sollen arzneimittelresistente Krankheiten
nach Hochrechnungen der Expertengruppe bis 2050 jedes Jahr zehn
Millionen Todesfälle verursachen. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, sterben schon jetzt jedes Jahr mindestens 700.000
Menschen an arzneimittelresistenten Krankheiten, darunter 230.000
Menschen an multiresistenter Tuberkulose.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8137: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Julian Assange in Großbritannien zu 50 Wochen Haft verurteilt

Der Gründer der Enthüllungsplattform Wikileaks, Julian Assange, ist
von einem Londoner Gericht wegen Verstoßes gegen Kautionsauflagen zu
50 Wochen Haft verurteilt worden. Zuvor hatten britische Beamte den
gebürtigen Australier aus der Botschaft Ecuadors geholt, wo dieser
sieben Jahre zuvor um politisches Asyl ersucht hatte. Assange wollte
verhindern, daß er an Schweden und darüber an die US-Justiz
ausgeliefert wird. Die schwedische Generalstaatsanwaltschaft wollte
ihn wegen der gegen ihn von zwei Frauen erhobenen Vorwürfe der
Vergewaltigung und des sexuellen Übergriffs anhören. Die Verfahren
wurden wegen Verjährung eingestellt, aber nach der Entführung
Assanges aus der Botschaft auf Antrag einer der Betroffenen wieder
eröffnet.

In den USA drohen Assange nach wie Hochverratsverfahren wegen der
Veröffentlichungen von Wikileaks unter anderem über die Kriege der
USA in Afghanistan und im Irak. Die US-Justiz hat in Großbritannien
Assanges Auslieferung wegen Verschwörung mit Chelsea Mannings
beantragt. Diese hatte vor neun Jahren noch als Bradley Mannings
Wikileaks Hunderttausende geheimer Militärdokumente zukommen lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8060: Sprache, Kunst und Medium - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Lagerhaft für Angriff auf Repin-Gemälde in Moskauer Museum

Ein Moskauer Gericht hat den Mann zu zweieinhalb Jahren Straflager
verurteilt, der im Mai des vergangenen Jahres in der Tretjakow-Galerie
auf das berühmte Bild "Iwan der Schreckliche und sein von ihm
erschlagener Sohn am 16.11.1581" des Malers Ilja Repin eingeschlagen
und es beschädigt hatte.

Einen Teil der Strafe habe der 37jährige Igor P. aber bereits in der
Untersuchungshaft abgesessen. Wie Deutschlandfunk Kultur berichtete,
nahm der Mann vor etwa einem Jahr während der offiziellen Öffnungszeit
einen Metallpfosten der Absperrung vor dem Gemälde und zerschlug damit
das Schutzglas, das die Leinwand an mehreren Stellen durchlöcherte.
Das Bild konnte inzwischen jedoch restauriert werden.

Als Tatmotiv gab der 37jährige an, daß die Darstellung auf dem Bild
nicht den historischen Fakten entsprechen würde. Die Arbeit aus dem
Jahr 1885 zeigt Iwan den Schrecklichen, unmittelbar nachdem er in
rasender Wut auf den Sohn eingeschlagen hatte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8127: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Forderungen nach Feuerpause für Tripolis

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat die Bürgerkriegsparteien in
Libyen zu einer Feuerpause aufgerufen. Dafür sprachen sich auch
Rußlands Präsident Putin und sein türkischer Amtskollege Erdogan in
einem Telefonat am Dienstagabend aus. Kreml-Angaben zufolge
plädierten sie für eine rasche Wiederaufnahme der Konfliktlösung
unter dem Dach der Vereinten Nationen. Die WHO gibt die Zahl der
Opfer der vor gut einem Monat gestarteten Offensive der Truppen des
Kommandeurs Haftar gegen Tripolis und die von vielen Staaten
anerkannte Regierung von Ministerpräsident Sarradsch mit 376 und die
der Verletzten mit fast 1900 an. Mehr als 42.000 Bewohner von
Tripolis sind vor den Kämpfen geflohen, wie das
Uno-Flüchtlingshilfswerk am Dienstag meldete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8141: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Merkel besucht Sahelstaaten Burkina Faso, Mali und Niger

Bundeskanzlerin Angela Merkel ist am Mittwochvormittag zu
Staatsbesuchen in Burkina Faso, Mali und Niger abgeflogen. In
Ouagadougou wollte sie mit Präsident Roch Marc Kaboré zusammenkommen
und anschließend an einem Treffen mit den Präsidenten der
Anti-Terror-Allianz G5 Sahel teilnehmen. Neben Burkina Faso gehören
letzterer Mali, Niger, Mauretanien und Tschad an. Am Donnerstag wird
die Kanzlerin in Mali erwartete, wo im nördlichen Gao ein Kontingent
der Bundeswehr stationiert ist. Die Bundesregierung hat ein großes
Interesse an einer ordnungspolitischen Stabilität der
Subsaharastaaten, weil diese Durchgangsregion für viele afrikanische
Migranten auf dem Weg an die Mittelmeerküste sind. Von Mali aus reist
die Kanzlerin nach Niger weiter.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8110: Tragisches und Kurioses - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Müllbeseitigung stellt am Mount Everest großes Problem dar

Im Himalaya hat die neue Klettersaison im April begonnen. Derweil war
auch in den letzten zwei Wochen noch eine Mannschaft Freiwilliger
damit beschäftigt, am Mount Everest drei Tonnen Müll aus früheren
Jahren einzusammeln, die ins Tal gebracht werden sollen.

Nach Auskunft der nepalesischen Behörden sollen die 14 Kletterer
zunächst noch weitere sieben Tonnen Zelte, Kletterausrüstung, leere
Sauerstoff- und Gasflaschen, Lebensmittelverpackungen, menschliche
Exkremente, aber auch die sterblichen Überreste von gescheiterten
Gipfelstürmern und anderes vom höchsten Berg der Erde bergen.

Wegen der stetig wachsenden Zahl an Alpinisten kommen die
Einheimischen nicht mehr gegen den Müll an. Nepals Tourismusbehörde
verlangt deshalb, daß jeder der Touristen nach der Rückkehr mindestens
acht Kilo Müll vorweisen muß, um eine vorher hinterlegte Kaution
zurückzuerhalten.

Derweil gab es laut Presseagentur AFP den ersten Toten in der jungen
Saison. Bei der Vorbereitung der Kletterrouten für die zahlenden
Ausländer stürzte ein nepalesischer Sherpa am sechsthöchsten Berg der
Welt Cho Oyu etwa 50 Meter tief in eine Gletscherspalte. Wegen des
schlechten Wetters konnten ihn seine vier Kollegen noch nicht bergen,
wie der Reiseveranstalter Everest Pariwar Treks mitteilte.

Der Unfall ereignete sich auf der tibetischen Seite des 8188 Meter
hohen Bergs, der wenige Kilometer westlich vom Mount Everest aufragt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8138: Arbeit, Soziales und Familie - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Millionen von Kindern in den USA leben in Armut

In den USA leben fast 13 Millionen Kinder in Haushalten unterhalb der
Armutsgrenze. Das geht aus einem aktuellen Report der
Kinderhilfsorganisation Children's Defense Fund (CDF) hervor, wie der
Deutschlandfunk am Mittwoch meldete. Demnach sind zwei von drei der
Kinder in Armut "People of Color". CDF forderte die US-Regierung auf,
unter anderem den Mindestlohn schrittweise auf 15 Dollar zu
verdoppeln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8119: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Schon über 1000 Wölfe in Deutschland

Wenn die Zahlen des Deutschen Jagdverbandes (DJV) richtig sind, dann
leben aktuell mehr als tausend Wölfe in Deutschland. Wie afp meldete,
hat sich ihre Zahl damit binnen drei Jahren verdoppelt. Der Anstieg
der Wolfszahlen ist für den Jägerverband ein wichtiges Argument,
gemeinsam mit anderen Verbänden des Aktionsbündnisses Forum Natur
eine wildökologische Raumplanung vorzulegen. Nach diesem soll es
künftig Wolfsschutzgebiete wie große Truppenübungsplätze oder
Naturschutzgebiete geben, in denen sich der Wolf ungestört ausbreiten
kann. Zugleich soll es aber auch Bereiche geben, in denen Wolfsrudel
nicht geduldet werden, vornehmlich alpine Regionen, Deiche und urbane
Gebiete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8126: Märkte und Finanzen - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Integration von Wintershall und DEA kann beginnen

Der Chemiekonzern BASF und die LetterOne Gruppe des russischen
Oligarchen Michail Fridman haben mit dem Zusammenschluß von
Wintershall und der Deutschen Erdöl AG (DEA) den größten unabhängigen
Öl- und Gaskonzern Europas geschaffen. Die Zustimmung aller
relevanten Behörden lag vor. Die Integration der BASF-Ölsparte mit
der früheren RWE-Tochter soll binnen eines Jahres abgeschlossen sein.
Für die zweite Jahreshälfte 2020 ist der Börsengang von Wintershall
DEA vorgesehen. Unter anderem durch den Abbau von 1000 der insgesamt
rund 4200 Arbeitsplätze im fusionierten Unternehmen plus weitere
Synergieeffekte sollen mindestens 200 Millionen Euro im Jahr
einzusparen sein. Innerhalb von vier Jahren kann die Tagesproduktion
beim Öl jährlich um sechs bis acht Prozent auf bis zu 800.000 Barrel
steigen. Der Kasseler Gas- und Ölkonzern Wintershall ist seit rund
drei Jahrzehnten in Rußland aktiv. Zu den dortigen Partnern gehören
Gazprom und Lukoil.

1. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8142: Aus Forschung und Technik - 01.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Ducati treibt die E-Mountainbike-Entwicklung voran

Die E-Fahrräder werden immer leistungsfähiger. Jetzt hat Ducati, vor
allem bekannt wegen seiner Motorräder, ein neues E-Mountainbike
(E-MTB) vorgestellt, das seine Vorgänger in den Schatten stellt. Bei
dem Sportfahrrad aus Bologna handelt es sich um ein sogenanntes
E-Fully, also ein voll gefedertes Mountainbike mit Elektromotor. Es
verfügt über einen Aluminiumrahmen, 170 Millimeter Federweg vorne und
160 Millimeter Federweg hinten und die auffällige schwarz-rote
Lackierung wurde im ducati-eigenen Design Center entworfen. Als
Antrieb dient ein Shimano Steps E8000. Es verfügt maximal über 70
Newtonmeter Drehmoment. Der Akku hat eine Kapazität von 504
Wattstunden. Das Gewicht des E-Bikes beträgt inklusive Akku, jedoch
ohne Pedale, 22,5 Kilogramm.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





FRAGEN/026: 12345 oder 2g#H-U8N1@? - Experteninterview zum Welt-Passwort-Tag (idw)


Technische Universität Dresden - 29.04.2019

12345 oder 2g#H-U8N1@? - Experteninterview zum Welt-Passwort-Tag



In unserer digitalisierten Welt ist der richtige Umgang mit Passwörtern
die wichtigste Voraussetzung, um eigene Daten und Geräte zu schützen und
Cyber-Kriminellen das Leben schwer zu machen. Zum Welt-Passwort-Tag am 2.
Mai erklärt Prof. Thorsten Strufe, Professor für Datenschutz und
Datensicherheit an der TU Dresden, wie Hacker vorgehen und wie man sichere
Passwörter erstellt und nutzt.


Frage: Angeblich gehören "12345", "Passwort" oder "Admin" noch
immer zu den beliebtesten Passwörtern - Warum ist das so? Wir werden doch
ständig von allen Seiten gemahnt, unbedingt sichere Passwörter zu
verwenden.

Prof. Thorsten Strufe:
Da spielen mehrere Aspekte eine Rolle: Zum einen denken viele Menschen,
dass sie als Ziel für Angreifer gar nicht
interessant sind. Schließlich sind sie nicht prominent und haben auf ihren
privaten Geräten scheinbar keine wichtigen Informationen. Außerdem kommen
viele Geräte, gerade aus dem Smart-Home-Bereich, mit voreingestellten
Standardpasswörtern. Viele denken nicht daran, dass auch ihr DSL-Router
und sogar ihr Thermostat im Internet sind und entsprechend gesichert
werden müssen.

Was vielen dabei nicht klar ist: Hacker haben es nur in wenigen Fällen
tatsächlich auf die Daten von Privatpersonen abgesehen. Viel häufiger
erleben wir entweder Ransomware, also Schadsoftware, die Festplatten von
Opfern verschlüsselt und anschließend ein Lösegeld erpresst, oder noch
häufiger den Fall, dass Angreifer fremde Geräte als Ressourcen für weitere
Angriffe nutzen.

Frage: Was bedeutet das?

Prof. Thorsten Strufe:
Sie legen dort zum Beispiel unbemerkt Daten ab, mit denen sie selbst nicht
in Verbindung gebracht werden möchten. Das können illegal verbreitete
Filme, im schlimmsten Fall sogar Kinderpornographie sein. Auch das massive
Verschicken von Spam, unerwünschten Massen-E-Mails, passiert häufig über
solche gehackten Rechner. Oder die Angreifer nutzen sie, um damit selbst
Angriffe durchzuführen. Sabotage-Angriffe auf Webseiten oder 
Internet-Dienste sind hier ein häufig vorkommendes Beispiel. Dafür brauchen die
Angreifer Computer, die mit dem Internet verbunden, aber nicht auf sie
zurückzuführen sind. Das kann für den Besitzer der Geräte sehr unangenehm
werden, auch wenn er nichts davon wusste.

Hacken sich Angreifer in Social Media, werden diese oft für illegale
Werbe-Kampagnen genutzt. Facebook-Accounts können so sehr gut für
politische Kampagnen missbraucht werden. Jemand liked und verbreitet im
Namen des eigenen Accounts bestimmte Themen. Wer sich also wundert, warum
plötzlich merkwürdige Beiträge in seiner Timeline auftauchen, sollte mal
in sein Aktivitätenprotokoll schauen.

Frage:  Wie sieht das perfekte Passwort aus?

Prof. Thorsten Strufe:
Ein Angreifer wird versuchen, nicht alle theoretisch möglichen Passworte
auszuprobieren, sondern von Menschen gewählte - und damit häufig leicht
vorhersehbare - Passworte zu raten. Um das zu erschweren, sollte ein gutes
Passwort mindestens zehn Zeichen haben, und die sollten möglichst
unterschiedlicher Art sein: Großbuchstaben, Kleinbuchstaben, Ziffern und
Sonderzeichen. Besonders wichtig ist es, dass es zufällig aussieht und
Angreifer es möglichst schwer haben, ein System zu erkennen. Außerdem
sollte man nicht dasselbe Passwort für verschiedene Accounts nutzen. Denn
ist es einmal geknackt, vielleicht weil der Anbieter des Dienstes nicht
aufgepasst hat, sind gleich mehrere Konten betroffen.

Frage: Stimmt es, dass man sein Passwort öfter ändern sollte?

Prof. Thorsten Strufe:
Prinzipiell ja, wobei man heute sagt, dass es ausreicht, das alle ein oder
zwei Jahre zu tun. Je öfter man sie ändert, desto schwieriger ist es, sich
die Passwörter zu merken. Und dann neigt man wieder dazu, einfachere und
unsicherere Passwörter zu nutzen oder alte zu recyceln.

Frage: Ein großes Problem ist, dass sich die meisten mittlerweile so
viele verschiedene Passwörter merken müssen: für mehre E-Mail-Adressen,
Social-Media-Kanäle, Webshops, Banking, Foren, Portale? Wie kann man das
lösen?

Prof. Thorsten Strufe:
Hier können Passwortmanager helfen. Sie speichern Passwörter verschlüsselt
ab, sodass man sich nur noch ein Masterpasswort merken muss. Dieses sollte
natürlich besonders sicher sein. Man loggt sich ein und kann seine
Passwörter einfach per copy & paste in die jeweiligen Anmeldemasken
übertragen. Passwortmanager können zudem wirklich zufällige und sichere
Passwörter generieren - besser als der Mensch, der sich naturgemäß
unheimlich schwer damit tut, sich etwas Zufälliges auszudenken.

Frage: Wie gehen Hacker vor?

Prof. Thorsten Strufe:
Hacker nutzen Software, die sie ohne großen Aufwand im Internet finden
können. Diese Tools versuchen im großen Stil, in Accounts einzubrechen,
indem sie sich systematisch durch mögliche Passwort-Kombinationen
arbeiten. Diese Automatisierung führt auch dazu, dass Angreifer inzwischen
alle möglichen mit dem Internet verbundenen Geräte angreifen können: Sie
wählen diese Ziele nicht mehr manuell aus sondern starten schlicht
Programme, die versuchen, alle mit dem Internet verbundenen Geräte zu
finden und automatisch anzugreifen.

Frage: Oft ist von zweistufigen Verfahren die Rede. Sind sie die
Lösung?

Prof. Thorsten Strufe:
Die sogenannte Mehr-Faktor-Authentifizierung ist dann sinnvoll, wenn dafür
verschiedene Geräte notwendig sind, also zum Beispiel das Passwort am
Rechner und ein Code, der auf dem Handy empfangen wird. Wir kennen das
klassisch schon lange von Geldautomaten, bei denen man eine Karte und eine
PIN braucht, oder vom Online-Banking, bei dem man sich zuerst anmeldet
aber für Transaktionen weitere geheime TANs braucht. Die
Zwei-Faktor-Authentifizierung ist gerade für attraktive Angriffsziele, also
zum Beispiel Ihre Accounts in sozialen Medien, immer anzuraten.

Frage:  Wie wird sich die Technologie in Sachen Passwortschutz
weiterentwickeln? Werden Passwörter irgendwann von sichereren und
einfacheren Verfahren abgelöst?

Prof. Thorsten Strufe:
Man hat eine Zeitlang viel an sogenannten inhärenten Faktoren, also
biometrischen Eigenschaften, geforscht, wie zum Beispiel Fingerabdruck-
oder Iris-Scans. Ein weiterer Ansatz war, das Smartphone durch die
spezifischen Charakteristika des Besitzers, wie zum Beispiel seine Art zu
gehen, zu entsperren. Diese Verfahren haben sich aber alle als nicht
sicherer und meist auch nicht als komfortabler erwiesen. Wir gehen deshalb
davon aus, dass wir auch künftig daran arbeiten werden, den Leuten die
Nutzung sicherer Passwörter beizubringen.

Frage:  Haben Sie weitere Tipps zum Umgang mit Passwörtern?

Prof. Thorsten Strufe:
Hilfreich ist sicher immer eine Risikoabschätzung. Man sollte Prioritäten
setzen und überlegen, welche Geräte und Konten wie stark zu schützen sind.
Es gibt natürlich Konten, die nicht so drastisch geschützt werden müssen,
vielleicht bei einem Diskussionsportal, oder einem Portal wo man durch die
Anmeldung schlicht auf Daten zugreifen kann, ohne selbst wirklich Spuren
zu hinterlassen oder mit dem Konto irgendwelche für andere sichtbaren
Aktionen vollziehen zu können. Ganz sicher sind der private PC und das
Netz zu Hause, die Geräte und Accounts am Arbeitsplatz, Social-Media- und
natürlich Bankaccounts interessante Ziele für Angreifer und müssen daher
mit guten Passwörtern geschützt sein.

Außerdem kann natürlich nicht häufig genug daran erinnert werden: Neben
den sicheren Passwörtern ist es ungemein wichtig, die Software, also
Betriebssysteme, aber auch die Apps und andere Programme regelmäßig zu
updaten und immer aktuell zu halten, damit bekannte Schwachstellen nicht
offenstehen.




Weitere Informationen finden Sie unter:

https://tu-dresden.de/ing/informatik/sya/ps

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden, 29.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1864: Katja Kipping und Bernd Riexinger zum 1. Mai


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. April 2019

Katja Kipping und Bernd Riexinger zum 1. Mai



Am 1. Mai, dem Tag der Arbeit, wird es in ganz Deutschland wieder
zahlreiche Demonstrationen und Veranstaltungen geben. Dazu erklären die
Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Katja Kipping und Bernd Riexinger:

"DIE LINKE steht an der Seite der Beschäftigen.

Wir demonstrieren an der Seite der Menschen in diesem Land, die sich für
bessere Arbeits- und Lebensbedingungen einsetzten und dafür auf die Straße
gehen. 

Denn während diese Regierung sich für ihre Erwerbslosenstatistiken feiert,
wissen wir, dass immer mehr Menschen in diesem Land von ihrer Arbeit nicht
leben können. Menschen, die bei voller Beschäftigung gerade mal 2000 Euro
Brutto verdienen, Menschen, die in Scheinselbstständigkeit Pakete
zustellen, Menschen, die in Nachtschichten andere Menschen pflegen und dann
von ihrem Lohn die Miete nicht zahlen können.

Sie alle wissen, dass viele der so genannten Reformen der letzten Jahre
Angriffe auf Arbeitsrechte waren, die vielleicht den Statistiken der
Regierung gut tun, nicht aber den der Menschen vor Ort.

Mit den anstehenden Europawahlen geht es uns an diesem 1. Mai auch um ein
Europa der Solidarität. Ein Europa, in dem nicht die Konzerne sondern die
Menschen gut leben können. Wir fordern, dass Tarifverträge wieder
ausgeweitet werden und dass das Prinzip "gleicher Lohn für gleiche Arbeit"
umgesetzt wird. Lohndumping durch Leiharbeit, Werkverträge und
Auslagerungen muss bekämpft werden! Manager- und Vorstandsgehälter sollen
auch bei europaweit tätigen Unternehmen nicht mehr als das Zwanzigfache des
niedrigsten Gehalts im Unternehmen betragen.

Am 1. Mai setzen wir gemeinsam ein Zeichen für eine solidarische
Gesellschaft hier in Deutschland und Europa. Das heißt für DIE LINKE auch,
dass wir uns aktiv gegen Rechts einsetzen. Auch dafür gehen wir auf die
Straße. Wir setzen ein Zeichen gegen soziale Ausgrenzung, ein Zeichen gegen
Rassismus und damit ein Zeichen für ein starkes soziales Europa."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 30. April 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SICHERHEIT/1950: Abrüstungsbericht der Bundesregierung ist heuchlerisch


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. April 2019

Abrüstungsbericht der Bundesregierung ist heuchlerisch



"Der Jahresabrüstungsbericht 2018 der Bundesregierung ist
heuchlerisch. Die eigene destruktive Rolle durch Waffenlieferungen in
Krisengebiete und an Diktaturen mit einem Spitzenplatz bei weltweiten
Rüstungsexporten bleibt außen vor. Und statt aktiv für die Bewahrung
des INF-Abrüstungsvertrags zu kämpfen, unterstützt Außenminister Heiko
Maas mit einseitigen Vorwürfen gegen Russland erneut den
Konfrontationskurs von US-Präsident Donald Trump. Die Bundesregierung
befeuert damit selbst in ihrem Abrüstungsbericht eine atomare
Aufrüstung in Europa", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. Dagdelen weiter:

"Trotz gegenseitiger Vorwürfe von den USA und Russland bezüglich der
Verletzung des INF-Abkommens weigert sich Maas ein weiteres Mal, auf
eine unabhängige Verifizierung zu drängen und wiederholt schlicht
unbelegte Vorwürfe Washingtons gegen Moskau. Die Bundesregierung muss
die USA und Russland auffordern, die Kündigung des für Deutschland und
Europa zentralen Vertrags über nukleare Mittelstreckensysteme
zurückzunehmen.

Wenn es die Bundesregierung ernst meint mit der Abrüstung, muss sie
klarstellen, dass die Bundesrepublik Deutschland einer Stationierung
neuer US-Atomwaffen auf deutschem Boden nicht zustimmen und die
nukleare Teilhabe beenden wird. Die Bundesregierung muss den Abzug der
in Büchel stationierten US-Atomwaffen einleiten, so dass auch andere
europäische Länder nachziehen können. Notwendig ist zudem ein
sofortiger und umfassender Waffenexportstopp an die von Saudi-Arabien
angeführte Jemen-Kriegsallianz und ein gesetzliches Verbot von
Rüstungsexporten."
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UMWELT/677: Einnahmen aus CO2-Bepreisung als 'Öko-Bonus' zurückzahlen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. April 2019

Einnahmen aus CO2-Bepreisung als 'Öko-Bonus' zurückzahlen



"Die Union macht sich komplett lächerlich, wenn sie vor nationalen
Alleingängen bei einer CO2-Besteuerung warnt. 14 EU-Nachbarländer,
darunter Frankreich, Großbritannien und Polen, haben längst nationale
CO2-Abgaben respektive -steuern eingeführt. Wohlgemerkt zusätzlich zum
für alle vorgeschriebenen EU-Emissionshandel. Die Bedenkenträger in
der CDU leben offensichtlich hinterm Mond", kommentiert Jörg Cezanne,
Mitglied im Finanz- und im Verkehrsausschuss der Fraktion DIE LINKE,
die Ablehnung einer CO2-Besteuerung in weiten Teilen der Union.
Cezanne weiter:

"Mindestens genauso beschämend ist die Position der CSU, für die
Verkehrsminister Andreas Scheuer und Landesgruppenchef Alexander
Dobrindt eine CO2-Bepreisung im Verkehrssektor ausdrücklich ablehnen.
Der Verkehrssektor ist der einzige Haupt-CO2-Verursacher, der seit 30
Jahren keinerlei Fortschritte beim Abbau von Treibhaus-Emissionen
vorweisen kann. Das wäre ungefähr so, als würde der
Gesundheitsminister eine ganz große Gesundheitsoffensive fordern, nur
Rauchen, Übergewicht und Bewegungsmangel sollten unangetastet bleiben.

Es ist wirklich dreist, wenn sich gerade die Rechten in der Union
hinstellen und Krokodilstränen für die Ärmsten vergießen, die von
einer CO2-Bepreisung angeblich am härtesten getroffen würden. Das ist
nicht nur falsch, sondern bewusste Irreführung der Bürger. Die
Fachleute sind sich nämlich parteiübergreifend weitgehend einig, dass
die Einnahmen aus einer CO2-Bepreisung an anderer Stelle an die
Menschen zurückgegeben werden sollten. DIE LINKE schlägt vor, einen
großen Teil der Einnahmen als Pro-Kopf-Durchschnitt in Form eines
'Öko-Bonus' bar zurückzuzahlen. Bei einem solchen System profitieren
in aller Regel die Ärmeren, denn sie fahren die kleinen Autos oder
nutzen Bus und Bahn, sie müssen keine großen Villen heizen und fliegen
nicht zum Wochenend-Shoppen nach Barcelona. Ein solcher Öko-Bonus wäre
ein gutes Mittel gegen Energie- und Mobilitätsarmut. Für einzelne
Härtefallgruppen wie etwa Pendler auf dem Land im Niedriglohnsektor
können zusätzliche Ausgleiche geschaffen werden."
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WIRTSCHAFT/2157: Nationale Tourismusstrategie muss sozial und ökologisch nachhaltig sein


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 30. April 2019

Nationale Tourismusstrategie muss sozial und ökologisch nachhaltig sein



"Eine nationale Tourismusstrategie darf nicht nur wirtschaftspolitisch
orientiert sein. Ihr kommt auch eine gesellschaftspolitische Bedeutung
zu", erklärt Kerstin Kassner, tourismuspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Eckpunkte der Nationalen
Tourismusstrategie, die die Bundesregierung heute vorgestellt hat.
Kerstin Kassner weiter:

"Die Tourismusstrategie darf nicht einseitig auf weiteres Wachstum der
Branche ausgerichtet sein, wir brauchen vielmehr einen umfassenderen
Ansatz. Die Bundesregierung muss Konzepte vorlegen, wie die
Arbeitsbedingungen in der Branche verbessert werden können, wie
Kinder- und Jugendreisen für alle Einkommensgruppen möglich werden,
wie Inklusion im Reisen befördert und die ökologischen Auswirkungen -
etwa durch den Flächenverbrauch - begrenzt werden können. DIE LINKE
hat bereits einen entsprechenden Antrag vorgelegt. Ein Wunschzettel
der Tourismuswirtschaft, der auf ein ungehemmtes weiteres Wachstum der
Branche hinausläuft, ginge in die völlig falsche Richtung. Ein
weiteres Wachstum bei den Besucher- und Übernachtungszahlen ist für
die beliebtesten touristischen Ziele in Deutschland kaum machbar und
auch nicht sinnvoll. Mit der ersten Tourismusstrategie in Deutschland
seit den siebziger Jahren sollte die Bundesrepublik unbedingt in
diesem Sektor erstmals soziale und ökologische Nachhaltigkeit in den
Blick nehmen."
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HAMBURG/4745: Kita-Prüfverfahren - Stimmt die bereitgestellte Qualität? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. April 2019

Kita-Prüfverfahren: Stimmt die bereitgestellte Qualität?



Die Fraktion DIE LINKE begrüßt, dass es jetzt ein mit den Kita-Trägern
abgestimmtes anlassunabhängiges Prüfverfahren für die
Kindertageseinrichtungen gibt. Mehmet Yildiz, Fachsprecher für Kinder
und Sport: "Das jetzt mit den Kita-Trägern ausgehandelte
anlassunabhängige Prüfverfahren für die Kitas unterstütze ich. Es war
ein langer Weg von rund zehn Jahren. Schon seit der letzten
Wahlperiode habe ich darauf hingewiesen, dass vor dem Hintergrund der
Privatisierung in Form des Kita-Gutscheinsystems so ein Prüfverfahren
nur einvernehmlich mit den Kita-Trägern auf den Weg gebracht werden
kann. Damit wurden auch gerichtliche Auseinandersetzungen vermieden,
die im Raum standen. Die Mehrheit der Kita-Träger hat schon seit
langer Zeit eigene Zertifizierungsverfahren zur Überprüfung der
Qualität ihrer Arbeit entwickelt und zahlt dafür. Deswegen ist es
richtig, dass die Behörde die neu entstehenden Kosten trägt."

Gleichzeitig weist Yildiz darauf hin, dass in vielen Fällen immer noch
der Mangel an Kita-Qualität geprüft wird. Das gilt insbesondere für
die Personalstandards, bei denen Ausfallzeiten und mittelbare
pädagogische Arbeit wie Elterngespräche, Vor- und Nachbereitungszeiten
oder Teamsitzungen, Fortbildung und Supervision nicht berücksichtigt
sind. "Hierfür müssen die Personalmindestmengen im Landesrahmenvertrag
angehoben werden", sagt Yildiz.
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HAMBURG/4744: Weiterhin jedes Jahr 375 Millionen Euro für die HSH (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. April 2019

Weiterhin jedes Jahr 375 Millionen Euro für die HSH



Die HSH-Finanzfonds AÖR hat heute ihren Jahresabschluss
veröffentlicht. Dazu erklärt Norbert Hackbusch, finanz- und
haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft: "Die HSH-Finanzfonds weist einen Gewinn
über 97 Millionen Euro aus. Demgegenüber steht allerdings ein
Schuldenstand zum Jahresende 2018 über 5,7 Milliarden Euro - was
letztlich zulasten der beiden Länder Hamburg und Schleswig-Holstein
gehen wird."

Bis 2023 müsse die Stadt Hamburg jedes Jahr 375 Millionen Euro für die
HSH Finanzfonds aufwenden - Geld, das für wichtige Vorhaben und
Investitionen fehle. "Auch danach wird noch nicht Schluss sein, denn
die Existenz der HSH Finanzfonds ist bis 2025 geplant", sagt
Hackbusch. "Erst dann werden die Steuerzahler_innen die endgültige
Rechnung präsentiert bekommen, die ihnen die beiden Landesregierungen
eingebrockt haben."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3310: SPD-Landtagsfraktion vor Ort - Was kommt nach der Kita-Beitragsfreiheit? (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 30. April 2019

SPD-Landtagsfraktion vor Ort - Was kommt nach der Kita-Beitragsfreiheit?



Der Zeitplan für die beitragsfreie Kita steht. Ab Januar 2020 müssen
Eltern nicht mehr für die Betreuung ihrer Kinder in einer
Kindertageseinrichtung, im Hort oder bei Pflegepersonen bezahlen.
Familien mit geringem und mittlerem Einkommen werden so spürbar
entlastet. Damit wird ein Ziel erreicht, an dem in den vergangenen
Jahren konsequent gearbeitet wurde. War es das schon? Wie steht es um
die Verbesserung der Fachkraft-Kind-Relation, welche Unterstützung
erhalten sogenannte "Brennpunkt-Kitas"?

Über diese und weitere Fragen zu diskutieren, laden die
SPD-Landtagsabgeordnete Martina Tegtmeier und die Sozialministerin
Stefanie Drese am 8. Mai 17 Uhr im Bensons grill & Bar,
Strandstraße 8, in Kirchdorf auf der Insel Poel ein.
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ARBEIT/1206: Aufruf des SPD-Parteivorstandes zum 1. Mai 2019


SPD-Pressemitteilung vom 30. April 2019

Aufruf des SPD-Parteivorstandes zum 1. Mai 2019 

Kommt zusammen für gute Arbeit und sozialen Zusammenhalt



Europa ist die Antwort auf Nationalismus und fremdenfeindliche Hetze. Wir
lassen es nicht zu, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegeneinander
ausgespielt werden - nicht zwischen Nationen und nicht in den Betrieben.
Die rechten Hetzer arbeiten gegen die Interessen der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften. Sie spalten Belegschaften und damit
Kolleginnen und Kollegen.

Ein Europa der guten Arbeit und sozialen Sicherheit

Wir wollen Europa zusammenführen statt spalten. Das geht nur mit einem
sozialen Europa. Die wirtschaftlichen Freiheiten sind wichtig, sie dürfen
aber keinen Vorrang vor sozialen Grundrechten der Menschen haben. Europa
wird nicht von Flugzeugträgern zusammengehalten, sondern durch die
Menschen. Menschen, die sich für die Idee friedlichen Zusammenlebens und
für gemeinsame Regeln guter Arbeits- und Lebensbedingungen begeistern und
engagieren. Deshalb treten wir dafür an, dass gerechte Löhne und gute
Arbeitsbedingungen überall in Europa verwirklicht werden:


	Mit Mindestlöhnen, die vor Armut schützen - in ganz Europa. In Deutschland bedeutet das: 12 Euro!

	Mit dem Prinzip: Gleicher Lohn für die gleiche Arbeit am gleichen Ort für alle, für Männer und Frauen. In Ost und West!

	Mit mehr Demokratie in den Betrieben. Kein Unternehmen in Europa ohne Mitbestimmung! Mehr Rechte für Europäische Betriebsräte!

	Ein Sofortprogramm, das jeder und jedem unter 25 Jahren einen Ausbildungsplatz garantiert!



Respekt vor dem Wert der Arbeit

Unsere Gesellschaft wird nicht von Finanzmärkten, sondern von den Menschen
zusammengehalten, die ihren Beitrag leisten - im Job, in der Familie, auch
im Ehrenamt. Menschen, die in Industrie und Handwerk Werte schaffen und den
Wohlstand mehren. Menschen, die in Verwaltungen, dem Nahverkehr, bei
Polizei, Stadtreinigung und Feuerwehr dafür sorgen, dass unser
Zusammenleben funktioniert und wir sicher und mobil sind. Und den Vielen,
die in Kindergärten und Schulen, in der Kranken- und Altenpflege künftige
Generationen ausbilden und dafür arbeiten, dass die Menschlichkeit in
unserer Gesellschaft ihren Stellenwert behält. Sie alle haben mehr
verdient. Vor allem Respekt vor dem Wert ihrer Arbeit. Das geht nur mit
klaren Regeln und konkreten Maßnahmen:


	Mit einem Mindestlohn von 12 Euro, der vor Armut schützt.

	Mit einer Stärkung der Tarifbindung.

	Wer Arbeit an Subunternehmen auslagert, muss für die Einhaltung von Gesetzen und guten Arbeitsbedingungen verantwortlich bleiben. Auch in der Paketbranche. Das Wachstum von Online-Handel und Paketbranche darf nicht auf dem Rücken der Beschäftigten stattfinden.

	Mit dem klaren Versprechen: Wer lange gearbeitet hat, bekommt auch länger Arbeitslosengeld. Wir führen einen Anspruch auf Weiterbildung ein. Und wer sich qualifiziert, bekommt länger finanzielle Unterstützung.

	Mit dem Bürgergeld statt Hartz IV: Hilfe zur Teilhabe und mehr Förderung statt Druck und sinnwidrige oder unwürdige Sanktionen.

	Mit einer Grundrente im Alter. Wer sein Leben lang gearbeitet hat, darf im Alter nicht in Armut fallen. Die Grundrente wird keine Sozialleistung sein, sondern Rechtsanspruch - unabhängig von der Bedürftigkeit.



Wir rufen die Mitglieder der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands auf,
am 1. Mai 2019 gemeinsam mit unseren Gewerkschaften im Deutschen
Gewerkschaftsbund für gute Arbeit, soziale Gerechtigkeit und eine
solidarische und weltoffene Gesellschaft in einem sozialen Europa zu
demonstrieren.

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 30. April 2019

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06914: Einander jagende Irrtümer (SB)


Es ist nichts Ungewöhnliches, da begibt sich der Nachziehende auf neue
Pfade, und weil er meint, daß der Unerforschtheit am besten auch
Unkonventionelles zu Gesicht steht, experimentiert er mit den
wildesten Gedankensprüngen. Das Ziel solider Partieführung scheint ihm
völlig aus den Augen gekommen zu sein, und so gerät er rasch, und kaum
daß sich der Anziehende sonderlich anstrengen müßte, in eine
vertrackte Situation. Zu allem Überfluß, und weil bekanntlich ein
Irrtum den anderen jagt, läßt er seine Dame mit einem billigen
Bauernköder ins Abseits locken. Dergestalt ins sprichwörtliche
Hintertreffen geraten, hatte Weiß ein Einsehen mit der verkorksten
Stellung im heutigen Rätsel der Sphinx und - ganz Humanist - verkürzte
die Leiden des Nachziehenden mit einem dolchhaft scharfen
Opferangriff, Wanderer.
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Roos - Nagy

Budapest 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ins Schwarze des Sieges getroffen hätte nach 1...Dc7-c5! 2.Df2-g2! a4-
a3 3.g6xh7+ Kg8-h8 - 3...Kg8xh7 4.e4-e5+ Kh7-h8 5.Dg2-e4 - 4.Ld3xc4
Dc5xc4 - 4...Dc5-d4 5.Ld2-c3! - 5.Ld2-h6!



Erstveröffentlichung am 2. Mai 2006

1. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2335: Schwergewicht - mehr als nur ein Lückenbüßer ... (SB)




Anthony Joshua verteidigt seine Titel gegen Andy Ruiz

Der britische Schwergewichtler Anthony Joshua verteidigt die Titel der
Verbände WBA, WBO und IBF am 1. Juni im New Yorker Madison Square
Garden gegen Andy Ruiz. Ursprünglich war Jarrell Miller als Gegner
vorgesehen, der jedoch ausfiel, da er dreimal positiv auf verbotene
Substanzen getestet und für ein halbes Jahr gesperrt wurde. Joshuas
Promoter Eddie Hearn hatte die Qual der Wahl, da er kurzfristig für
angemessenen Ersatz sorgen mußte. Das dürfte ihm gelungen sein, da der
in Kalifornien lebende Boxer mit mexikanischen Wurzeln in etwa so
stark wie Miller, wenn nicht gar als gefährlicher eingeschätzt wird.
Dem in 22 Kämpfen ungeschlagenen Weltmeister steht daher bei seinem
Debüt in den USA, das dort vom Streamingdienst DAZN und zu Hause auf
der Insel von Sky Box Office übertragen wird, eine anspruchsvolle
Aufgabe bevor.

Der mit 29 Jahren gleichaltrige Herausforderer hat 32 Auftritte
gewonnen und nur einmal gegen Joseph Parker verloren. Da der damalige
Kampf um den vakanten WBO-Titel 2016 in Neuseeland ausgetragen wurde,
profitierte der Lokalmatador nach Auffassung vieler Experten bei
seinem Punktsieg vom Heimvorteil. Zuletzt hat sich Ruiz am 20. April
in Carson, Kalifornien, in der fünften Runde gegen Alexander
Dimitrenko durchgesetzt, der nicht mehr zum folgenden Durchgang
antrat. Daß die Wahl letztendlich auf ihn gefallen ist, obgleich er
zuvor überhaupt nicht zur Debatte gestanden hatte, beschert dem
Kalifornier einen wahren Glückstreffer. Er verdient mehr Geld als je
zuvor in seiner Karriere, katapultiert sich landesweit wie auch
international ins Rampenlicht und könnte natürlich für eine kleine
Sensation sorgen, stieße er den Champion vom Thron. [1]

Da der Kampf gegen Dimitrenko noch nicht lange zurückliegt, dürfte
Ruiz nach wie vor in guter körperlicher Verfassung sein, so daß ein
auf vier Wochen verkürztes Trainingslager ausreichen sollte. Vom
äußeren Erscheinungsbild her könnte der Unterschied zwischen Joshua
und Ruiz kaum größer sein. Während der muskelbepackte Brite an einen
Bodybuilder erinnert, wirkt der füllige Herausforderer auf den ersten
Blick eher nicht wie ein Boxer in Bestform. Doch der Eindruck täuscht,
zumal in dieser Disziplin ohnehin andere Qualitäten als landläufig
gutes Aussehen gefragt sind. Ruiz ist relativ schnell, kann gewaltig
zuschlagen und gilt als konditionsstark, wobei ihm vor allem sein
Durchhaltevermögen eine Chance gegen Joshua verschaffen könnte, dem
häufig nach einigen Runden die Luft ausgeht.

Anthony Joshua ist mit 1,98 m deutlich größer als der 1,88 m messende
Kalifornier und bringt etwa 113 kg auf die Waage. Ruiz wog zuletzt 119
kg, doch strebt er eigenen Angaben zufolge eine Gewichtsreduzierung
auf rund 111 kg an. Wie der Herausforderer in einer aktuellen
Stellungnahme mitteilt, könne er fast nahtlos an das Training vor dem
Kampf gegen Dimitrenko anknüpfen. Nach einem weiteren Monat intensiver
Vorbereitung werde er in noch besserer Verfassung in den Ring steigen.
Sein Ziel seien gut 110 kg, wie er sie zuletzt vor drei Jahren gewogen
habe. Sollte er dieses optimale Kampfgewicht erreichen, gebe es dort
draußen keinen Gegner, der seiner Schnelligkeit gewachsen wäre. Das
wirft natürlich die naheliegende Frage auf, warum er nicht immer so
leicht antritt. Gegen Parker wog er etwa 116 kg, und bei den drei
Kämpfen, die er seither bestritten hat, schwankte sein Gewicht
zwischen 115 und 119 kg. Deshalb kann man wohl davon ausgehen, daß er
kaum leichter als Joshua sein wird, wenn die beiden
aufeinandertreffen. [2]

Daß in den sozialen Medien angesichts dieses Herausforderers
Enttäuschung vorzuherrschen scheint, ist nicht zuletzt darauf
zurückzuführen, daß John Ruiz nur in Kalifornien populär, ansonsten
aber nicht sonderlich bekannt ist. Wenngleich Joshua klarer Favorit
bleibt, könnte er mit diesem kampfstarken Kontrahenten durchaus
Probleme bekommen. Auf jeden Fall macht dessen Wahl mehr Sinn als die
Michael Hunters, der zuletzt als Alternative im Gespräch war. Ruiz
kann die riesige mexikanische Fangemeinde mobilisieren und dank seiner
Zweisprachigkeit das gesamte Spektrum des Publikums abdecken, was bei
der Werbung für den Kampf von großem Vorteil sein dürfte.

Ehe John Ruiz in den unverhofften Genuß dieses Titelkampfs kam, hatten
Anthony Joshua und Eddie Hearn eine Liste prominenterer Namen
abgearbeitet. Ursprünglich waren Deontay Wilder, Tyson Fury und mit
Abstrichen Dillian Whyte im Gespräch. Keiner der drei war mit dem
finanziellen Angebot zufrieden, das Hearn auf den Tisch legte. In der
Folge kristallisierte sich Jarrell Miller als bestmögliche verbliebene
Option heraus, zumal er in New York als Lokalmatador antreten würde
und ein loses Mundwerk hat. Kaum hatte man sich langsam mit dieser
Aussicht angefreundet, als die Kontrollen der Antidopingagentur VADA
dem vorgesehenen Herausforderer den Auftritt verhagelten. Nun war
guter Rat teuer, da die Zeit drängte und der Streamingdienst DAZN wie
auch der Madison Square Garden einen namenlosen Ersatzkandidaten kaum
akzeptiert hätten.

Unter diesen Umständen konnte Eddie Hearn nicht umhin, Luis Ortiz ins
Visier zu nehmen, obgleich man dem gefährlichen Kubaner bislang
tunlichst aus dem Weg gegangen war. Ortiz links liegenzulassen wäre
mit einem unkalkulierbaren Imageschaden verbunden gewesen, da dieser
Auftritt Joshuas kein Selbstgänger vor heimischem Publikum ist,
sondern das Geschäft in den USA für ihn erschließen soll. Gerüchten
zufolge verlangte das Management des Kubaners jedoch eine Börse von 10
Millionen Dollar, was die Miller zugesagten 4,875 Millionen verdoppelt
hätte. Das ließ Eddie Hearn nicht zu, weshalb Ortiz umgehend aus dem
Rennen war. So blieben von der ursprünglichen Liste möglicher
Kandidaten schließlich nur noch John Ruiz und Michael Hunter übrig.

Hunter kommt jedoch aus dem Cruisergewicht, hat erst zwei Auftritte im
Schwergewicht absolviert und ist den Riesen, die heute die
Königsklasse dominieren, körperlich kaum gewachsen. Er gehörte zwar
als Amateur der US-amerikanischen Olympiamannschaft an, ist aber
relativ unbekannt. Eddie Hearn hat ihn kürzlich für Matchroom Boxing
unter Vertrag genommen, wo er sich unter die weiteren Schwergewichtler
Murat Gassijew, Oleksandr Ussyk, Zhilei Zhang, Dave Allen, Dereck
Chisora und Filip Hrgovic einreiht. Der britische Promoter fährt
besser damit, auch Hunter für spezielle Zwecke bereitzuhalten, als ihn
gegen Anthony Joshua ohne nennenswerten Brennwert zu verheizen.
Michael Hunter würde mit Sicherheit untergehen, ohne daß Joshuas Stern
dadurch in den USA steigen könnte. Diese Konstellation spielte John
Ruiz in die Karten, an den anfangs wohl niemand dachte, der aber am
Ende übrigblieb, um an Joshuas US-Debüt zu retten, was noch zu retten
ist.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/04/andy-ruiz-jr-faces-anthony-joshua-on-june-1st-at-msg/

[2] www.boxingnews24.com/2019/05/andy-ruiz-jr-when-im-at-245-nobody-can-beat-me/

1. Mai 2019
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EUROPA/562: Hürden für öffentliche Beteiligung in Umweltbelangen in vielen EU-Ländern (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 24.04.2019 / Politik & Recht

Hürden für öffentliche Beteiligung in Umweltbelangen in vielen
EU-Ländern



Einem Bericht des Europäischen Umweltbüros (EEB) zufolge bestehen in
einigen EU-Mitgliedstaaten große Hindernisse, Bürger*innen an
Entscheidungsverfahren im Umweltbereich zu beteiligen.

Der am Mittwoch veröffentlichte Bericht 'Power for the people' listet
eine Reihe von Problemen anhand von Fallbeispielen auf und gibt
Empfehlungen - an die Mitgliedstaaten und an die EU-Kommission.

Viele EU-Ländern kommen ihren Verpflichtungen unter der
internationalen Aarhus-Konvention nicht nach, die die öffentliche
Beteiligung und den Zugang für Einzelpersonen und
Umweltschutzorganisationen zu Gerichten in Umweltschutzbelangen
regelt.

So müssen in Österreich Nichtregierungsorganisationen mindestens 100
Mitglieder haben, um an Beteiligungsverfahren teilnehmen zu dürfen.

In Ungarn muss sich eine Nichtregierungsorganisation die Bezeichnung
'vom Ausland gefördert' geben, wenn sie mehr als 23.000 Euro aus dem
Ausland erhält. Zuwiderhandeln kann die Auflösung der Organisation
durch die ungarischen Behörden zur Folge haben.

Im Fall von Deutschland betrachtet der EEB-Bericht die Entscheidung
des Bundesfinanzhofs als äußerst kritisch, dem Kampagnennetzwerk attac
die Gemeinnützigkeit abzuerkennen.

Empfehlungen, die das EEB aus den Fallbeispielen ableitet, beziehen
sich vor allem auf eine Abschaffung von Barrieren, die eine Teilnahme
an politischen Entscheidungsprozessen erschweren. Stattdessen müssen
niedrigschwellige Beteiligungsmöglichkeiten geschaffen werden - sowohl
auf nationaler als auch auf EU-Ebene. Nichtregierungsorganisationen
müssen vollständig in Prozesse einbezogen werden insbesondere auf dem
Gebiet der Umweltgesetzgebung. [aw]



EEB-Bericht "Power for the people"

https://eeb.org/locking-citizens-out-of-environmental-decision-making-is-a-threat-to-democracy-report-highlights-problems-across-the-eu/

 * 

Quelle:

EU-News, 24.04.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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POLITIK/1173: Deutschland und Türkei vertiefen Zusammenarbeit beim Umweltschutz (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 30. April 2019


Deutschland und Türkei vertiefen Zusammenarbeit beim Umweltschutz

16. Sitzung
des Deutsch-Türkischen Lenkungsausschusses Umweltkooperation in
Istanbul



Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth und der türkische
Vize-Umweltminister Mehmet Emin Birpinar haben in Istanbul die
Vertiefung der deutsch-türkischen Zusammenarbeit beim Umweltschutz
vereinbart. Bei der 16. Sitzung des gemeinsamen Lenkungsausschusses
Umweltkooperation standen Klimaschutz, Energie- und
Ressourceneffizienz, nachhaltiges Wassermanagement sowie der Kampf
gegen die Meeresverschmutzung im Vordergrund.

Jochen Flasbarth: "Deutschland und die Türkei arbeiten in der
Umweltpolitik seit Jahren intensiv zusammen. Der Deutsch-Türkische
Umweltausschuss bringt gemeinsame Umweltvorhaben voran. Ich freue
mich, dass neben der Wasser- und Kreislaufwirtschaft sowie Klimaschutz
auch die Fragen von Energie- und Ressourceneffizienz an Bedeutung in
der Zusammenarbeit gewonnen haben. Erst jüngst haben wir mir der
energetischen Sanierung eines Schulgebäudes im zentralanatolischen
Kirikkale begonnen. Ziel dieses Pilotprojektes ist ein
Energieeffizienz-Leitfaden, der zukünftig für die Sanierung von bis zu
60.000 Schulgebäuden in der Türkei genutzt werden kann."

Der Deutsch-Türkische Lenkungsausschusses Umweltkooperation geht auf
eine Vereinbarung aus dem Jahr 2006 zurück und ist ein zentrales
politisches Instrument der umweltpolitischen Zusammenarbeit zwischen
Deutschland und der Türkei. Im Rahmen des Deutsch-Türkischen
Umweltausschusses wurden bislang verschiedene bilaterale Kooperation
angestoßen. In enger Zusammenarbeit mit den türkischen Ministerien für
Umwelt sowie Bildung wird eine Strategie für die energieeffiziente
Sanierung von öffentlichen Gebäuden entwickelt. Gemeinsam mit dem
türkischen Umweltministerium wurde ein Energieeffizienz-Atlas für den
Gebäudebereich in der Türkei veröffentlicht, der deutschen und
türkischen Unternehmen einen ersten Marktüberblick gibt.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 56/19, 30.04.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin
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POLITIK/1172: Umweltministerinnen deutschsprachiger Länder beraten zukünftige Umwelt-und Klimapolitik (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 30. April 2019

Europäische Zusammenarbeit

Umweltministerinnen deutschsprachiger Länder beraten zukünftige Umwelt-
und Klimapolitik



Die internationale Klimaschutzpolitik und die verstärkte
Zusammenarbeit im Nuklearbereich waren Schwerpunkthemen beim
diesjährigen Treffen der deutschsprachigen Umweltministerinnen, das am
29. und 30. April in der Heimatstadt von Bundesumweltministerin Svenja
Schulze in Münster stattfand. Neben Deutschland haben teilgenommen:
Umweltministerin Carole Dieschbourg (Luxemburg); Regierungsrätin
Dominique Hasler(Liechtenstein); Umweltministerin Elisabeth Köstinger
(Österreich); Bundesrätin Simonetta Sommaruga (Schweiz).

Die Ministerinnen haben sich, im Vorfeld der kommenden
UN-Klimakonferenz COP 25 in Santiago (Chile) im Dezember 2019, über
den Stand der Verhandlungen zur Umsetzung des Pariser Klimaabkommens
und zu Fortschritten im Klimaschutz ausgetauscht. Es besteht Konsens,
dass der für September geplante Nachhaltigkeitsgipfel und der
Klimagipfel des VN-Generalsekretärs wichtige Wegmarken auf dem Weg zur
COP25 in Chile sind, um verschiedene globale Diskussionsstränge
miteinander zu verzahnen und neuen Schwung in die Klimadebatte zu
bringen. Die EU-Ministerinnen waren sich einig, dass die EU auf der
Basis des Vorschlags der Europäischen Kommission bald eine
ambitionierte Langfriststrategie zum Klimaschutz entwickeln müsse. In
diesem Zusammenhang vertreten die Ministerinnen die Auffassung, dass
die Atomkraft in einer klimafreundlichen und damit
treibhausgasneutralen Energieversorgung aufgrund ihrer Risiken und
Kosten keine Rolle mehr spielen kann.

In diesem Jahr befassten sich die Ministerinnen auch mit Fragen der
Atomenergienutzung in Europa und damit verbundenen Herausforderungen
insbesondere für Staaten, in denen keine Atomkraftwerke betrieben
werden oder die aus der Nutzung der Atomenergie aussteigen. In
Österreich, Luxemburg und Liechtenstein waren nie Atomkraftwerke in
Betrieb, während die Schweiz und Deutschland den Atomausstieg
beschlossen haben. Bundesumweltministerin Svenja Schulze sagte:
"Darauf aufbauend haben sich die fünf Ministerinnen darauf
verständigt, im Nuklearbereich zukünftig stärker zusammenzuarbeiten."

Im Bereich der Wasserwirtschaft und des Gewässerschutzes wurde über
eine Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit zum Schutz
grenzüberschreitender Gewässer, insbesondere der Fischdurchgängigkeit
im Rheineinzugsgebiet, sowie die Vorbereitung der
Rheinministerkonferenz im Februar 2020 in Amsterdam beraten. Die
Ministerinnen sprachen sich zudem für eine ambitionierte Umsetzung der
EU-Wasserrahmenrichtlinie als zentrales Element der europäischen
Wasserpolitik bis 2027 und auch für eine Fortführung der Richtlinie
über 2027 hinaus aus.

Die Ministerinnen haben darüber hinaus über gemeinsame Ansätze in der
Chemikalienpolitik und ihre Bedeutung zum Schutz der Gesundheit
gesprochen: Bundesumweltministerin Schulze lud ihre Kolleginnen zur 5.
Internationalen Konferenz zum Chemikalienmanagement (ICCM5) im Oktober
2020 nach Bonn ein und warb für die Stärkung der
sektorenübergreifenden Zusammenarbeit.

Abschließend informierte Bundesumweltministerin Schulze ihre
Kolleginnen über die Planungen für die deutsche EU-Ratspräsidentschaft
im 2. Halbjahr 2020. Das Umweltministerium wird einen Schwerpunkt auf
das Thema Digitalisierung und Nachhaltigkeit legen.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 55/19, 30.04.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)
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VERBRAUCHER/111: 2. Mai - 122 Tage Essen für den Müll produziert (WWF)


WWF Pressemitteilung - 29. April 2019

122 Tage Essen für den Müll produziert

Alle bis 2.Mai produzierten Lebensmittel landen auf dem Müll. /
Intransparenz bleibt problematisch.



Alle Lebensmittel, die vor dem 2. Mai produziert wurden, haben es
nicht vom Acker bis auf unseren Teller geschafft. Dieser symbolische
'Tag der Lebensmittelverschwendung' markiert also den Zeitpunkt, an
dem wir in Deutschland anfangen, Nahrungsmittel für Ernährung
produzieren. Grundlage der Berechnung ist eine WWF-Studie aus dem Jahr
2015. Anlässlich des Jahrestages kritisiert die
Naturschutzorganisation daher auch, dass die Datenlage in Deutschland
zu diesem Problemfeld weiterhin 'mau' sei.

"Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, die
Lebensmittelverluste bis 2030 zu halbieren. Voraussetzung zur
Umsetzung der Ziele ist die zügige Verbesserung der Datenverfügbarkeit
und -qualität. Wer nicht weiß, wo, wieviel und warum Lebensmittel
verschwendet werden, der kann auch nichts dagegen tun. Die
Intransparenz entlang der Lieferkette vom Acker bis zum Verbraucher
bleibt problematisch", kritisiert WWF-Referentin Tanja Dräger de
Teran. Die Bundesregierung sei in der Pflicht, systematisch und im
engen Schulterschluss mit der Wirtschaft "Licht ins Dunkel der
Lebensmittelverschwendung" zu bringen.

"In den vergangenen 122 Tagen haben wir in Deutschland 18 Millionen
Tonnen Lebensmittel verschwendet. Die Ressourcen auf unserer Erde sind
begrenzt, zukünftige Generationen werden sich diese Art von
Verschwendung nicht mehr leisten können", warnt Dräger mit Blick auf
knapper werdende, fruchtbare Ackerflächen und einer prognostizierten
Weltbevölkerung von über 9 Milliarden Menschen in 2050. Durch die
Lebensmittel, die im Müll landen, werden laut WWF außerdem
Treibhausgasemissionen in Höhe von 48 Millionen Tonnen freigesetzt.
"Das ist doppelt so viel wie das Braunkohlekraftwerk Jänschwalde in
Brandenburg jedes Jahr ausstößt. Die Vermeidung von
Lebensmittelverlusten durch Landwirtschaft, Handel und Verbraucher
wäre demnach ein signifikanter Beitrag zum Ressourcen- und
Klimaschutz", unterstreicht Tanja Dräger vom WWF.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 30.04.2019

Herausgeber: WWF Deutschland
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FINANZEN/203: Österreich - Steuerreform ist auf dem ökologischen Auge blind (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 30. April 2019

GLOBAL 2000 - Steuerreform ist auf dem ökologischen Auge blind

Entgegen den Beschlüssen in Regierungsübereinkommen sowie Klima- und
Energiestrategie #Mission2030 bleiben umweltschädliche Subventionen in
Milliardenhöhe unangetastet



Wien, am 30. April 2019 - Die österreichische Umweltschutzorganisation
GLOBAL 2000 sieht die großen Herausforderungen im Bereich Umweltschutz
durch die Steuerreform weiter ungelöst: "Es gibt einen großen blinden
Fleck der Steuerreform und das ist der Klimaschutz. Trotz zahlreicher
Lippenbekenntnisse bleiben entscheidende Reformen aus, damit wird die
Chance verpasst, Österreich durch eine ökosoziale Steuerreform
zukunftsfit zu machen. Finanzminister Hartwig Löger muss sich den
Vorwurf gefallen lassen, sich erst vor wenigen Wochen international
für eine Ökologisierung des Steuersystems ausgesprochen zu haben,
jetzt aber keine wesentlichen Fortschritte vorweisen zu können. Der im
Regierungsübereinkommen und der Klimastrategie #Mission2030 enthaltene
Abbau von umweltschädlichen Subventionen lässt weiter auf sich warten.
Wir fragen uns: Wann werden die Klimaschutz-Versprechungen der
Bundesregierung endlich umgesetzt?", sagt Johannes Wahlmüller, Klima-
und Energiesprecher von GLOBAL 2000.

Das WIFO hat bereits in einer Studie errechnet, dass in Österreich
rund 4,7 Mrd. Euro an umweltkontraproduktiven Subventionen bezahlt
werden. Der größten Brocken davon im Verkehr. Mit 640 Mio. EUR ist das
Dieselprivileg der größte Posten, aber auch der Flugverkehr kommt in
den Genuss von Steuerbefreiungen von mehr als 500 Mio. Euro. Damit
entstehen nicht nur Anreize für umweltschädliches Verhalten und
Investitionen, sondern auch Steuerausfälle in Milliardenhöhe.
Zusätzlich besteht die Gefahr der Verfehlung internationaler
Klimaschutzverpflichtungen. Letzteres kann uns teuer kommen: Auf bis
zu 8,7 Mrd. Euro werden die Kosten für allfällige Strafzahlungen
geschätzt. Nur für den Gegenwert dieser potenziellen Strafzahlungen
könnten ab sofort pro Jahr eine Milliarde Euro in den Klimaschutz
investiert werden.

Der vorgestellten Steuerreform fehlt zudem noch die Umsetzung
wesentlicher Teile der in der Klima- und Energiestrategie vorgesehenen
Arbeit. Diese sieht vor, dass bis Juni 2019 eine Liste von
umweltschädlichen Subventionen ausgearbeitet werden soll. Diese Liste
soll als Ausgangspunkt für deren Beseitigung dienen. "Die
Bundesregierung hat erklärt, dass heute nur erste Schritte im Bereich
Umweltschutz gesetzt werden, die noch ergänzt werden sollen.
Finanzminister Löger und Bundeskanzler Kurz sind aufgerufen, jetzt
rasch klarzustellen, welche weiteren Schritte folgen werden und wie
das Ziel der Bundesregierung, umweltschädliche Subventionen abzubauen,
erreicht werden soll. Die in der Klimastrategie vorgesehene Arbeit
muss jedenfalls noch in die Steuerreform einfließen", betont
Wahlmüller.

Einzelnen Reformvorhaben, wie eine stärkeren Berücksichtigung der
CO2-Emissionen bei der Besteuerung des Kaufs von Fahrzeugen (Nova) und
der Beschluss der Abschaffung der Eigenverbrauchssteuer kann die
Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 aber auch Positives abgewinnen.
Dass keine Steuern auf selbst produzierten Sonnenstrom zu zahlen sind,
entspricht einer langjährigen Forderung der Umweltorganisation. Mit
diesem Schritt kann ein dringend notwendiger Impuls für den Ausbau der
Photovoltaik in Österreich gesetzt werden. "Dieser Schritt ist längst
überfällig und erfordert eine sofortige Umsetzung, damit noch jetzt
vor dem Sommer ein Impuls für den Ausbau der Sonnenenergie gesetzt
werden kann. Meint es die Regierung ernst mit dem Ziel 100 Prozent
erneuerbarem Strom bis 2030, dann darf nicht noch länger gewartet
werden", sieht Wahlmüller sofortigen Handlungsbedarf.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 30.04.2019
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MASSNAHMEN/368: Verantwortungsvoller Handel mit Konfliktrohstoffen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 30.04.2019

Verantwortungsvoller Handel mit Konfliktrohstoffen



Wie steht es um die Konfliktmineralienverordnung der EU? Verschiedene
zivilgesellschaftliche Organisationen haben Anfang der Woche ihre
Bewertung der bisherigen Umsetzung veröffentlicht.

Seit der Verabschiedung der Verordnung 2017 sei bereits einiges
passiert, erklären die 13 Verbände, darunter Germanwatch, PowerShift
und Amnesty International, in ihrem Papier: Die EU-Kommission
verabschiedete verschiedene Maßnahmen, um grundlegende Probleme in den
Minerallieferketten zu beheben, führte ein System für die Erfassung
der Sorgfaltspflicht ein und forderte die Mitgliedstaaten auf, Mineral-
 und Metallimporteure zu erfassen. Um sicherzustellen, dass Importeure
die Anforderungen der Verordnung einhalten, müsse sie die
Sorgfaltspflichten aber auch tatsächlich überprüfen und sich nicht auf
Standards verlassen, fordern die Verbände. Die Mitgliedstaaten müssten
zudem Verstöße sanktionieren und veröffentlichen, welche Unternehmen
mit Mineralien aus Konfliktgebieten handeln. Die gesamte Einschätzung
der Verbände und ihre Empfehlungen lesen Sie hier.

Die 2017 verabschiedete Verordnung verpflichtet Importeure von Gold,
Tantal, Zinn oder Wolfram dazu, sicherzustellen, dass ihre Lieferanten
in Konfliktgebieten Menschenrechtsstandards einhalten. Damit soll
verhindert werden, dass Konflikte und Menschenrechtsverletzungen durch
den Handel mit diesen Mineralien finanziert werden. Die
Sorgfaltspflichten für Unternehmen treten ab Januar 2021 in Kraft,
derzeit werden die Maßnahmen auf den Weg gebracht, die die Umsetzung
der Verordnung in Zukunft ermöglichen sollen. [km]




Bewertung der zivilgesellschaftlichen Organisationen

https://germanwatch.org/de/16453

 * 

Quelle:

EU-News, 30.04.2019
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RECHT/229: EuGH sieht in Sonderklagerechten für Investoren kein Problem (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 30.04.2019

EuGH sieht in Sonderklagerechten für Investoren kein Problem 



Am Dienstag verkündete der Europäische Gerichtshof sein Gutachten zu
Investor-Staats-Schiedsgerichten, die im Freihandelsabkommen der EU
mit Kanada (CETA) vorgesehen sind.

Demnach sei die Einrichtung der Schiedsgerichte, deren Entscheidungen
für die EU bindend sind, grundsätzlich mit dem Unionsrecht vereinbar.
Da die CETA-Gerichte nur Angelegenheiten klären dürften, die die
Vorschriften des Abkommens betreffen und keine Entscheidungen in Frage
stellen dürften, die von einer Vertragspartei demokratisch getroffen
worden sind, sei "die Autonomie der Rechtsordnung der Union [...]
durch das Abkommen nicht beeinträchtigt." Den Grundsatz der
Gleichbehandlung sieht das Gericht nicht verletzt, da die Situation
der kanadischen Investoren "nicht mit der von Investoren der
Mitgliedstaaten vergleichbar" sei. Und auch um die Unabhängigkeit der
Schiedsgerichte macht der EuGH sich dank "ausreichender Garantien"
keine Sorgen.

Belgien hat den EuGH im September 2017 um ein Gutachten gebeten und
Bedenken bezüglich der Schiedsgerichte geäußert. Hätte der EuGH in
seinem Gutachten festgestellt, dass die in CETA vorgesehenen Gerichte
gegen das Unionsrecht verstoßen, hätte das Abkommen geändert werden
müssen.

Zivilgesellschaftliche Organisationen warnen bereits seit langem vor
den Folgen von Sonderklagerechten und bedauerten die Entscheidung des
EuGH. Das Urteil mache "den Weg frei für eine Paralleljustiz für
Konzerne in Freihandelsabkommen", heißt es in der Pressemitteilung des
Netzwerks Gerechter Welthandel, dem 56 Organisationen angehören. Sie
befürchten, dass Unternehmen die EU-Staaten oder Kanada auf hohe
Entschädigungen verklagen, wenn Umwelt- oder Verbraucherschutzgesetze
ihre Gewinne gefährden.

Derzeit läuft eine europaweite Kampagne gegen Freihandelsabkommen mit
Sonderklagerechten für Investoren. In den ersten drei Monaten
beteiligten sich bereits über eine halbe Million Menschen. [km]



Urteil des EuGH

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2019-04/cp190052de.pdf

Pressemitteilung Netzwerk Gerechter Welthandel

https://www.gerechter-welthandel.org/2019/04/30/ceta-eugh-pm/

Kampagne "Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen!"

https://stopisds.org/de/

 * 

Quelle:

EU-News, 30.04.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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INITIATIVE/174: EU-Sondergipfel muss Klima- und Nachhaltigkeitsgipfel werden (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 25.04.2019 / Klima & Energie

EU-Sondergipfel muss Klima- und Nachhaltigkeitsgipfel werden



Umweltschützer*innen und die Kläger*innen des People's Climate Case
fordern die EU-Staats- und Regierungschefs auf, Klimaschutz und
Nachhaltigkeit in den Mittelpunkt der Debatten während ihres Treffens
am 9. Mai zu rücken.

Am Donnerstag brachte das Europäische Umweltbüro (EEB) im Namen seiner
mehr als 150 Mitgliedsorganisationen einen offenen Brief heraus, der
an die Staats- und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten gerichtet
ist. Die Botschaft lautet: nachhaltige Entwicklung und das Wohlergehen
der Menschen ins Zentrum des Sondergipfels am 9. Mai in Sibiu zu
stellen. Damit eng verbunden sind die Forderungen, das Klimaabkommen
von Paris zu erfüllen, gegen den schwindelerregenden Artenverlust
vorzugehen sowie Mensch und Umwelt vor gefährlichen Chemikalien zu
schützen.

Einen Tag zuvor veröffentlichten die Kläger*innen des sogenannten
People's Climate Case einen offenen Brief, in dem sie jeweils an ihre
nationalen Regierungen sowie an die EU-Kommission, den Rat der EU und
das Europäische Parlament appellieren, sich auf dem Sondergipfel am 9.
Mai vorrangig mit Klimaschutz zu befassen und ambitionierte Klimaziele
festzulegen.

So heißt es unter anderem im Brief: "Wir appellieren an Sie: stellen
Sie die Eindämmung der Klimakrise in den Mittelpunkt der Debatte für
ein zukunftsfähiges Europa. Setzen Sie sich aktiv ein für eine
langfristige Klimastrategie, die im Einklang mit dem Pariser
Klimaabkommen und für eine Klimaneutralität noch vor 2050 steht.
Verleihen Sie der EU so nicht nur eine weltweit führende Rolle im
Klimaschutz, sondern bahnen Sie auch den Weg für einen
identitätsstiftenden Generationenvertrag, der auch künftigen
Generationen ein gutes Leben erlaubt."

Hintergrund

Familien aus fünf Ländern Europas sowie aus Kenia und Fidschi, und ein
samischer Jugendverband aus Schweden werfen dem Europäischen
Gesetzgeber vor, durch eine zu wenig ambitionierte Klimapolitik ihre
Grundrechte auf Leben, Gesundheit, Berufsfreiheit und Eigentum zu
verletzen.

Die Kläger*innen reichten am 23. Mai 2018 vor dem Gericht der
Europäischen Union (EuG) ihre Klage ein. Das Europäische Parlament und
Rat der EU reagierten Mitte Oktober auf die Klage und beantragten
Klageabweisung wegen Unzulässigkeit. Derzeit wird eine Entscheidung im
sogenannten Zwischenverfahren erwartet, in dem der EuG über die
Zulässigkeit der Klage entscheidet. [aw]



Offener Brief des EEB und seiner Mitgliedsorganisationen 

https://eeb.org/wp-admin/admin-ajax.php?juwpfisadmin=false&action=wpfd&task=file.download&wpfd_category_id=107&wpfd_file_id=98606&token=78483c790cec001ae46b9c8f4ffc2530&preview=1

Germanwatch zum People's Climate Case

https://germanwatch.org/de/16439

Ausführliche Informationen über "People's Climate Case"

https://peoplesclimatecase.caneurope.org/de/

 * 

Quelle:

EU-News, 25.04.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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CHEMIE/356: Umgehung Neonicitinoid-Verbot in Österreich - der leise Tod der Bienen (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 30. April 2019

Umgehung Neonicitinoid-Verbot: der leise Tod der Bienen

Behörde verschleppt rechtliche Prüfung - Köstinger muss eingreifen
- mit PK-LIVESTREAM



Die österreichische Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000 hat
Rechtsmittel gegen die vom Bundesamt für Ernährungssicherheit (BAES)
gewährten 'Notfallzulassungen' dreier EU-weit verbotener
Neonicotinoide zum Anbau von Zuckerrüben eingelegt. Seit 14 Tagen
liegen bei der Behörde 'Bescheidbeschwerden' vor, in denen dargelegt
wird, dass die erteilten Notfallzulassungen gegen die
EU-Pestizidverordnung (EG) Nr.1107/2009 verstoßen. Unterstützt wird
die Argumentation von GLOBAL 2000 durch ein schwedisches
Gerichtsurteil, sowie durch Dokumente der deutschen Zulassungsbehörde
BVL, die der Umweltschutzorganisation vorliegen.

Im Rahmen einer Pressekonferenz appelliert GLOBAL 2000 an die
zuständige Landwirtschaftsministerin Elisabeth Köstinger, der
Verschleppungstaktik ihrer Behörde ein Ende zu setzen und eine
rechtliche Abklärung der Zulässigkeit dieser Ausnahmegenehmigungen zu
ermöglichen.

"GLOBAL 2000 kämpft jetzt auch mit Rechtsmitteln für die Bienen, denn
die österreichische Notfallzulassung ist eine missbräuchliche Umgehung
des europäischen Pestizidverbots", erklärt Helmut Burtscher-Schaden,
Umweltchemiker bei GLOBAL 2000: "Es macht keinen Sinn, ein Verbot für
gefährliche Pestizide zu erlassen, um diese nur wenige Monate später
wieder zuzulassen. Diese Zulassung ist rechtlich nicht gedeckt."
Burtscher-Schaden weist darauf hin, dass die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit die Risiken für Honigbienen, Wildbienen und
andere bestäubende Insekten als 'unannehmbar' bezeichnete.

Drohende Verschleppung durch BAES

"In Österreich blockiert das Bundesamt für Ernährungssicherheit (BAES)
bis heute eine gerichtliche Überprüfung der Rechtmäßigkeit dieser
Notfallzulassungen, da es die Zulassungsbescheide zurückhält, und sich
bis zum heutigen Tag sogar weigert, eine bescheidmäßige Begründung für
die Nicht-Herausgabe der Zulassungsbescheide zu geben", erklärt der
Experte für Umweltrecht am Ökobüro, Gregor Schamschula: "Mit dieser
Vorgehensweise, die unserer Ansicht nach rechtswidrig ist, erschwert
oder verhindert die Behörde eine gerichtliche Überprüfung der
Rechtmäßigkeit der Notfallzulassung."

"Uns ist bewusst, dass die Behörde es in der Hand hat, das Verfahren
so lange zu verzögern, bis durch Ablauf der Notfallzulassung mit Ende
Mai automatisch auch das Rechtsmittel gegen diese Notfallzulassung
seine Wirksamkeit verliert", ergänzt Burtscher-Schaden: Eine Klärung
der Rechtmäßigkeit der Behördenentscheidung ist im öffentlichen
Interesse und dringend notwendig. GLOBAL 2000 appelliert mit Nachdruck
an das BAES und die Ministerin, die Beschwerden umgehend an das
Bundesverwaltungsgericht weiterzuleiten, mit dem Ersuchen um
Behandlung vor Ablauf der Bescheidfrist.

Frankreich, Großbritannien, Deutschland und Schweden: keine
Umgehung durch Notfallzulassungen

Anträge auf Notfallzulassungen von neonicotinoiden Saatgutbeizmitteln
für die Zuckerrübe wurden auch in Frankreich, Großbritannien und
Deutschland gestellt, sind aber abgelehnt worden. Die schwedische
Zulassungsbehörde KEMI hingegen hatte die Anträge schwedischer
Rübenbauern ursprünglich positiv beschieden. Nachdem eine schwedische
Umweltorganisation Zugang zu diesen Bescheiden erhielt und diese
anfocht, hob ein schwedisches Gericht diese Zulassungsentscheidungen
der Behörde auf.

"In Österreich wird das Neonicotinoid-Verbot jedoch per
'Notfallzulassung' ausgehebelt. Somit können bienengefährliche
Saatgutbeizmittel auf geschätzten 40.000 Hektar Rübenfläche erneut zur
Anwendung kommen. GLOBAL 2000 wird weiter für den Schutz der Bienen
kämpfen und alles daran setzen, dass die Rechtmäßigkeit der
Notfallzulassung durch ein unabhängiges Gericht geklärt wird", so
Burtscher-Schaden abschließend.

GLOBAL 2000 kämpft für die Bienen!

GLOBAL 2000 kämpft für das Schöne!




Downloadlink Video:

www.apa-ots-video.at/video/

Hintergrundpapier: 

www.global2000.at/sites/global/files/2019-NeonicsNotfallzulassung-Hintergrundpapier.pdf

Ökobüro Studie: 

www.global2000.at/sites/global/files/StudieOekobuero-20190415.pdf

Beschwerden:

www.global2000.at/sites/global/files/GLOBAL2000Beschwerde-Notzulassung_Cruiser_20190416.pdf

www.global2000.at/sites/global/files/GLOBAL2000Beschwerde-Notzulassung_Sombrero_20190416.pdf

www.global2000.at/sites/global/files/GLOBAL2000Beschwerde-Notzulassung_PonchoBeta_20190416.pdf

Pressekonferenz-Präsentation:

www.global2000.at/sites/global/files/Pressekonferenz_Neonicotionide%20Power%20Point%2020190430.pdf

4

 * 

Quelle:

Presseinformation, 30.04.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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AKTIONSTAGE/997: Im Auftrag der Nacht- und Tagfalter - anpacken mit der NABU-Gruppe Süd, 18.5. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 26. April 2019

Im Auftrag der Nacht- und Tagfalter - anpacken mit der NABU-Gruppe
Süd

Am 18. Mai ab 10 Uhr veranstaltet die NABU-Gruppe 
Süd einen StadtNatur-Aktionstag im Nachtfaltergarten in Harburg.



Im Auftrag von Bären-, Eulenspinnern und Sichelflüglern wird am
Samstag, den 18. Mai 2019 im Harburger Stadtpark der Nachfaltergarten
gepflegt. Gemeinsam mit der NABU-Stadtteilgruppe Süd werden die
anliegenden Flächen für Nachtfalter attraktiver und vielfältiger
umgestaltet. Zusätzlich sollen noch insektenfreundliche Stauden
gepflanzt und eine Kräuterspirale angelegt werden.

Nachtfalter haben es oft schwer in unserer aufgeräumten Landschaft
Blumen als Nahrungsmöglichkeiten und Pflanzen für ihre Eiablage zu
finden. Der in Harburg existierende Nachtfaltergarten soll
Schmetterlingen und Faltern die Grundlage zum Überleben in der
Großstadt bieten. "In unserem blütenreichen Garten wollen wir
vielfältige Strukturen schaffen, die es einer großen Zahl von
Tierarten ermöglicht, Nahrungs- und Lebensräume zu finden", sagt
Christina Wolkenhauer von der NABU-Gruppe Süd, die auch den Aktionstag
anleiten wird.

StadtNatur-Aktionstage des NABU werden in ganz Hamburg durchgeführt.
Sie erfreuen sich großer Beliebtheit und fördern ein blütenreiches
Stadtumfeld für alle Bürger/innen Hamburgs. "Wir möchten mit unseren
Maßnahmen Lebensräume für Insekten wie Schmetterlinge und Wildbienen
im städtischen Einheitsgrün schaffen. Mit unseren
StadtNatur-Aktionstagen, die überall in der Stadt stattfinden, wollen
wir die Artenvielfalt schützen und stärken", erklärt Fritz Rudolph,
Referent für StadtNatur und Gewässerschutz des NABU Hamburg.

Der Einsatz findet am Samstag, 18. Mai von 10 bis etwa 14 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie Getränke und einen kleinen Imbiss stellt der
NABU bereit. Freiwillige Helfer/innen jeden Alters sind herzlich
eingeladen, bei diesem Einsatz mitzumachen. Vorkenntnisse sind nicht
notwendig. Lediglich feste Kleidung und evtl. Regenschutz werden
empfohlen. Falls vorhanden können auch gerne die eigenen
Gartenhandschuhe mitgebracht werden. Wer mitmachen möchte, meldet sich
bitte für den Aktionstag an. Der genaue Treffpunkt wird dann allen
Angemeldeten bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph: 040/697089-37,

E-Mail: rudolph@NABU-Hamburg.de

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.



+++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR +++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR
+++

Der Schutz von Pflanzen und Tieren darf nicht an den Grenzen von
Schutzgebieten enden. Unter dem Motto "Aktiv für Hamburgs StadtNatur"
macht sich der NABU Hamburg stark für die vielfältigen Lebensräume der
Stadt.

Der Eisvogel jagt an renaturierten Bächen, Fledermäuse bewohnen alte
Bunker, Spechte finden Nahrung in abgestorbenen Bäumen, Spatzen und
Mauersegler bauen Nester an Wohn- und Industriegebäude. Verkehrsinseln
werden zu Schmetterlingswiesen, Gartenteiche zu Amphibienbiotopen. Ein
grünes Netz entsteht.

Werden Sie aktiv für Hamburgs StadtNatur. Gartenbesitzer,
Kleingärtner, Hausbesitzer, Unternehmen und Bezirke - alle können
mitmachen.

Weitere Infos finden Sie unter

www.NABU-Hamburg.de/stadtnatur

und www.facebook.com/nabu.hamburg

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 48/19, 26.04.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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MELDUNG/171: Schlechte Grundwassersituation am Oberrhein (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien - 29. April 2019

Schlechte Grundwassersituation am Oberrhein



Die verdünnte Spitze der Grundwasser-Versalzungs-Fahne der
elsässischen Kaliminen ist längst in Breisach angekommen, doch nicht
die Verursacher tragen die Kosten für die bereits entstandenen,
massiven Schäden und für die geplanten 4,7 Millionen Euro
Anschlusskosten an den Brunnen in Hausen, sondern die Menschen in
Breisach und das Land Baden-Württemberg.

Eine umfassende, aufwendige, grenzüberschreitende Studie
"GRENZÜBERSCHREITENDE BESTANDSAUFNAHME DER GRUNDWASSERQUALITÄT IM
OBERRHEINGRABEN", die in den Medien erstaunlicherweise fast keine
Resonanz gefunden hat, zeigt die massiven Grundwasserprobleme
überdeutlich.

"Insgesamt wurden 172 Parameter an über 1.500 Messstellen von Basel
bis Mainz analysiert.(...) Die Untersuchungen ergaben ein breites
Spektrum von Schadstoffen menschlichen Ursprungs im Grundwasser. Bei
wenigstens einem der gemessenen Parameter erfüllten 44% der
Grundwassermessstellen im Oberrheingraben die gemeinsamen Kriterien
für Trinkwasserqualität nicht. Im Vergleich zu 2009 ist keine
Verbesserung der allgemeinen Grundwasserbeschaffenheit festzustellen",
schreiben die Verfasser der Studie in einer Pressemitteilung. "Nitrat
ist nach wie vor der Stoff mit den meisten Grenzwertüberschreitungen
im Grundwasser des Oberrheingrabens und nur hier gab es zumindest in
Baden Württemberg minimale Verbesserungen. Die Räume nördlicher
Kaiserstuhlrand und Markgräflerland, der Westrand des elsässischen
Grundwasserleiters sowie der Norden des Untersuchungsgebietes sind
hinsichtlich des Grenzwertes von 50 mg/Liter weiterhin problematisch.
Pflanzenschutzmittel und ihre Abbauprodukte wurden im
Untersuchungsgebiet flächendeckend nachgewiesen. Fast 90% der
untersuchten Pflanzenschutzmittelwirkstoffe und Abbauprodukte, für die
es einen Trinkwassergrenzwert gibt, wurden in einem Viertel des
Messnetzes mindestens einmal gefunden. Neuartige Spurenstoffe wurden
erstmals in dieser Größenordnung untersucht. Einige dieser Substanzen
waren im Grundwasser des Oberrheingrabens häufig nachweisbar."

Für BUND-Geschäftsführer Axel Mayer zeigt diese Studie, dass in Sachen
Grundwasser viel geredet und wenig gehandelt wird. In den letzten 50
Jahren hat der Druck des BUND und der Umweltbewegung dazu geführt,
dass es in vielen Umweltbereichen große Fortschritte gegeben hat
(Luftreinhaltung, Wasserqualität der Fließgewässer...), doch in Sachen
Grundwasserqualität ist der ökologische Fortschritt langsamer als eine
Schnecke.



Die massiven Probleme zeigen sich in Südbaden an vielen aktuellen
Einzelbeispielen:


	Seit dem Jahr 1997 engagiert sich der BUND für die Sanierung der Salz-Abraumhalde in Buggingen. Die jetzt bekannt gewordenen Eintragsmengen von bis zu 2,5 Tonnen Salz/täglich(!) ins Grundwasser übertreffen bei weitem unsere schlimmsten Befürchtungen und werfen ein Schlaglicht auf das absolute Versagen der Behörden. An der skandalösen Verzögerung der Sanierung zeigt sich das geringe Interesse am Grund- und Trinkwasser überdeutlich.

	Erschreckend sind die gezielt ablenkenden Nischendebatten, die mit großer Heftigkeit geführt werden. Während wir reale, massive Probleme mit Nitrat, Salz, Pflanzengiften und neuartigen Spurenstoffen haben, wird im Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald über die scheinbaren "Gefahren" von Windrädern für das Grundwasser heftigst diskutiert. Wir erleben nicht nur an diesem Beispiel, wie immer häufiger mit vorgeschobenen Umweltargumenten vollkommen andere Ziele verfolgt werden.

	Seit Dezember 2018 haben die Menschen in Wyhl endlich wieder trinkbares, nitratärmeres Wasser, aber das Grundproblem, die landwirtschaftsbedingte Nitratbelastung der Böden und des Wassers, wurde nicht gelöst. Jetzt wird das Wyhler Trinkwasser zu 100 Prozent vom Tiefbrunnen Sasbach bezogen.

	Vermischen und verdünnen ist das Grundprinzip der scheinbaren Sanierung, nicht nur in Wyhl. Der Oberrhein-Aquifer ist mit einem Volumen von geschätzt 45 Milliarden Kubikmetern einer der bedeutendsten Grundwasserspeicher Mitteleuropas und dennoch sind die Gemeinden Herbolzheim, Endingen, Rheinhausen, Sasbach und Weisweil gezwungen eine Ringleitung zu planen, um die Wasserversorgung zu sichern.

	Im Elsass könnte sich die marode Giftmülldeponie Stocamine zu einem großen Grundwasserproblem entwickeln. Es kommt die SteuerzahlerInnen schon jetzt teuer zu stehen, dass die frühen Warnungen von Alsace Nature und BUND in der Planungsphase der Giftmülldeponie nicht gehört wurden.

	In der Schweiz sehen wir mit wachsender Sorge die grundwassergefährdenden atomaren Endlagerpläne im Rheineinzugsgebiet in einer -im internationalen Vergleich- viel zu dünnen Schicht Opalinuston.



Die neue, fast unbeachtete Studie "GRENZÜBERSCHREITENDE
BESTANDSAUFNAHME DER GRUNDWASSERQUALITÄT IM OBERRHEINGRABEN" bestärkt
den BUND Regionalverband in seiner jahrzehntelangen Kritik. Ähnliche,
zugegeben nervtötende Dauerkritik hat in vielen anderen
Umweltbereichen den ökologischen und technischen Fortschritt
beschleunigt. Vielleicht sind die angekündigten europäischen Bußgelder
für Grundwassersünden hilfreich.

Wie immer wieder in den letzten Jahrzehnten drängen wir auf eine echte
Sanierung der vielfältigen Probleme, auf Sanierungen, die bei den
Schadstoffeinträgen in Buggingen, auf den Äckern und anderswo ansetzen
müssen und auf eine Anwendung des Verursacherprinzips, auch bei den
großen Grundwasserverschmutzern.

Wasser braucht auch in Südbaden und im Elsass eine stärkere Lobby. Die
Ursachen der Belastungen sind zwischenzeitlich ausreichend bekannt.
Jetzt braucht es Taten und Engagement von Politik und Behörden, um
konsequenter gegen die Ursachen der Grundwasserbelastung vorzugehen
und um zukünftige Gefährdungen zu vermeiden.

Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer

http://www.bund-rvso.de/wasser-oberrhein.html

 * 

Quelle:

Mitteilung an die Medien vom 29.04.2019

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

Wilhelmstr. 24a, 79098 Freiburg

Tel.: 0761/30383, Fax: 0761/23582

E-Mail: bund.freiburg@bund.net

Internet: www.bund-freiburg.de
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